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Management Summary

Hinzu kommen unbestimmte Rechtsbegriffe wie „voraussichtliche Lebensdauer“ oder „unverhält-
nismäßig nachteilig“, die derzeit kaum belastbar operationalisiert werden können. Dadurch steigt 





rastruktur im Sinne einer „Single Source of Truth“ zu ermöglichen.
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Hintergrund und Zielsetzung



Zusammenfassung und Erkenntnisse aus der Literatur

System, sondern als dezentrales, „sozio technisches“ Ökosystem, 

•
•
•



en (0,001 € bis 0,05 € pro Anfrage) und 
Abonnements (100 € bis über 5.000 €)

bis zu 152 Mrd. €

3 bis 7,1 Mrd. €.



felder (z. B. „Carbon Footprint“) über Branchen hinweg gleich interpre-

–



Methodik



deren die Dokumente „Value Assessment“ und „Technical Guidance“ des Battery Pass Proje

•
•

•







Rechtsgutachten

der langfristigen Datenverfügbarkeit, was eine robuste „Legal Governance“ innerhalb der Unter-

„Living Data“ und Lebenszyklus



Prof. Weber empfiehlt hierbei dringend das Prinzip „Privacy by Design“ sowie eine 

. Hierbei wird die „Omnibus
tiative“ als zentrales Instrument zur Entlastung hervorgehoben. Ziel dieser Initiative ist es, durch 

gestalten müssen, dass sie unterschiedliche Berichtspflichten aus einer „Single Source of Truth“ 

> 450 Mio. € > 1,5 Mrd. €



•

•

•

Rechtsrahmens: Während die „Omnibus
Initiative“ bei verwandten Richtlinien wie der CSDDD und der CSRD bereits zu einer signifikan-



Szenarien zur Einführung des Digitalen Produktpasses und Kostenwir-
kungen über fünf Jahre

•

•

•

rung „technikfrei“ wäre, sondern dass dieselben gesetzlichen Anforderungen grundsätzlich mit un-



–

bindliche „Zielzustand“ je Produktgruppe erst schrittweise konkretisiert wird, während die grund-

•



•

•

•

•

Anforderungen nicht nur „IT Anforderungen“ sind, sondern unmittelbar die Prozess

weniger einen „Neustart“ darstellt, sondern eine Erweiterung 



Minimum, nicht als „manuelle Lösung“

In der betrieblichen Realität scheitert der verbreitete Schluss „minimal = manuell“ häufig früher 



häufig nicht „mehr als nötig“, sonde

und verursachen weniger „verdeckte“ Kosten durch Fehlerkorrekturen, adhoc Abstimmungen und 

nächst als „DPP Kosten“ erscheinen, zugleich eine breitere digitale Basis schaffen können. In S3 





–

feldern ansonsten einen großen Teil ihrer Kapazität in „Übersetzungsarbeit“ investieren würden. 

–

von „mittlerer Reibung“. Unternehmen müssen Prozesse etablieren, die mit teilweiser Standardi-

–



als klare „Preisgrenzen“ zu verstehen.



–



–

tendruck im Prozessrahmen, weil die „Basisfähigkeit“ zur konsistenten Datenbereitstellung 

–

adressiert ausdrücklich den „typischen Mittelstand“, der als 

Kosten entstehen hier weniger durch „Digitalisierung von Null“, sondern durch Konso-



–

–



–



nehmen müssen in dieser Phase primär klären, was im eigenen Kontext als „produktpassrelevant“ 



rnehmen den „Normalbetrieb“ erleben: Produktände-



egische Unterschied zwischen „minimal konform“ und „strategisch im-
plementiert“ 



–

Kapitel zeigt jedoch, dass „minimal“ in der Praxis nicht mit „manuell“ gleichgesetzt werden kann, 

lb häufig weniger ein „Mehr“ als die wirtschaftlich robuste 

narien nicht als pauschale „Skalierung der Gesamtkosten“ modelliert, sondern als unterschiedlich 



den müssen. Der „typische Mittelstand“ als variantenreicher Zulieferer (E2) zeigt besonders deut-

zungen, die nur kurzfristig „funktionieren“, von Umsetzungen, die als dauerhafte Fähigkeit modu-



Kosten- und Aufwandsanalyse



•

•

•
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•

𝐾𝑃𝑟𝑜𝑧𝑒𝑠𝑠 = 𝐶𝑎𝑝𝑒𝑥Init + 𝐶𝑎𝑝𝑒𝑥Y4 + ∑ 𝑂𝑝𝑒𝑥fix(𝑡)5
𝑡=1

𝐶𝑎𝑝𝑒𝑥Y4
𝑂𝑝𝑒𝑥fix
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–
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weniger ein technischer „Großumbau“ als ei

über die Frage, ob Betrieb und Umstellung „einfach“ bleiben oder durch 



triebsprozesse komplexer werden und zusätzliche „Übersetzungsarbeit“ im laufenden Betrieb an-



mistisch bedeutet vor allem „stabile, anschlussfähige Datenflüsse“; pessimistisch bedeutet „Koexis-
tenz + hohe Granularität + hohe Änderungsdynamik“, was Opex
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Fazit und Handlungsempfehlungen
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1. Einleitung und Überblick 

1.1. In a nutshell 

Kostentreiber Legal Governance 

 Es bestehen umfangreiche gesetzlich verpflichtende Anforderungen den rechtskonformen Betrieb 

von DPP.  

 Sie haben erhebliche Auswirkungen auf den technischen Betrieb und Kosten 

 Regulatorische Compliance stellt für viele Unternehmen, insbesondere KMU, eine hohe Hürde dar. 

Kostentreiber Datenakquise und Datennutzung 

 Vielzahl von Datenpunkten bei komplexen Produkten und Komponenten. 

 Datenvolumina und Datenpunkte sind um so höher, je granularer der Produktbezug ist (Modell, 

Charge, Artikel) 

 Vielzahl der Datenpunkte, Transparenz, Dokumentation und Nachverfolgbarkeit in der gesamten 

Lieferkette 

 Bereitstellung im gesamten Lifecycle eines Produktes für eine Vielzahl von Akteuren 

 Aktualisierungsverpflichtung für die gesamte erwartete Lebensdauer eines Produktes 

 Änderungsverpflichtung bei Änderung Komponenten oder Lieferanten 

 Umfassende Informationsverpflichtungen, zugeschnitten auf diverse Akteure 

 Innovative kurze Produktzyklen und nachhaltige Produkt im Life Cycle sind in der Aktualisierung des 

DPP besonders kostenintensiv. 

Kostentreiber Datenschutz 

 Personenbezogene Daten im DPP erfordern ein kostenintensives DSGVO-konformes Datenschutz-

management im gesamten Life cycle. 

 Die Bereinigung des Datenbestände durch Anonymisierung der personenbezogenen Daten erzeugt 

Kosten, die weit unter den Kosten eine dauerhaften Datenschutzmanagements liegen. 

Kostentreiber im Betrieb: Aktualisierung und Sicherungskopie 

 Die Aktualisierungspflicht betrifft Produktänderungen, Änderungen der Lieferanten usw. Sie stellt 

bei einer Vielzahl von Produkten einen erheblichen Kostenfaktor dar. 

 Die Aktualisierung sollte bei einer Vielzahl von Produkten im Prozess automatisiert werden. 

 Die Sicherungskopie ist extern vorzuhalten und ebenso zu aktualisieren. 

Ergebnis 

 Bei Anwendung der Ökodesign-VO in der derzeitigen Fassung liegen die Kostenoptimierungspoten-

tiale eher in der Gestaltung der Prozesse und des technischen Datenmanagements als im rechtlichen 

Bereich.  

 Die Ausgestaltung der delegierten Rechtsakte birgt hingegen erhebliche Potenziale zur 

Kostenminderung. 

 Die gesetzliche Begrenzung des sachlichen und persönlichen Anwendungsbereiches analog zur CSRD 

und CSDDD hinsichtlich Hersteller und Lieferanten hätte weitgehende Kostenminderungsfolgen. 
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1.2. Sachverhalt 

Mit der Einführung eines Digitalen Produktpasses (DPP) durch die Ökodesign-Verordnung (Ökodesign-

VO, EU 2024) wurden diverse Normen geschaffen, die Kostenfolgen, insbesondere für Hersteller und an-

dere Inverkehrbringenden, von Produkten beinhalten.  

Das PTW hat hierzu eine Studie zu den zentralen Kostentreibern durchgeführt. Hierzu soll parallel ein 

rechtliches Gutachten erstellt werden, das die rechtlichen Anforderungen mit Kostenrelevanten Regelun-

gen analysiert, bewertet und, soweit möglich, Handlungsempfehlungen unterbreitet. 

Der Ablauf gliedert sich im Einzelnen wie folgt: 

 

Phase 1: 01.12.2025 – 31.01.2026 

- Austausch zum Studiendesign gemeinsam mit Durchführenden der Studie 

- Aufbereitung zu Fragen der rechtlichen Anforderungen in Bezug auf Kosten, Machbarkeit und 

Kohärenz 

- Abstimmung rechtliche Bewertung und Kostenbetrachtung 

- Entwurf Gutachten 

 

Voraussetzungen und Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

- Beschreibung des Studiendesigns liegt bis 15.12.2025 vor. 

- Beschreibung der Kostenfaktoren und Ergebnisse aus den Befragungen liegen bis 15.01.2026 

vor. 

 

Phase 2: 01.02.2026 - 31.03.2026 

- Festlegung und Klärung offene Fragen nach Entwurf Gutachten 

- Abstimmung der Ableitung von Konsequenzen und Handlungsempfehlungen 

- Finalisierung Gutachten mit Umsetzungsvorschlägen zur Standardisierung 

 

Voraussetzungen und Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

- Abstimmung zum Entwurf Gutachten liegt bis 15.02.2026 vor. 

- Lieferung der Informationen zur finalen Bewertung der Kostenfaktoren liegt bis 15.02.2026 vor. 

- Feedback zur Integration der rechtlichen Parameter in Kostenszenarien liegt bis 15.02.2026 vor.
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1.3. Rechtliche Fragen zur Begutachtung 

Ziel des Gutachtens ist die 

- Erfassung der zwingenden und optionale Anforderungen der Ökodesign-VO für den DPP und 

das DPP-Register (Kap. 2 - 4) 

- Analyse und Bewertung der regulatorischen Anforderungen hinsichtlich unmittelbarer und 

mittelbarer Compliance-Kosten (Kap. 5 - 7) 

- Analyse und Bewertung des Mehraufwandes aufgrund regulatorischer Unklarheiten oder 

Konflikten mit anderen Rechtsnormen (Kap. 8 und 9) 

- Darstellung der Erleichterungen für KMU (Kap. 10) 

- Ableitung von Handlungsempfehlungen zur Kostenminderung (Kap.11 und 12). 

 

Das Gutachten beschränkt sich im Schwerpunkt auf das EU-Datenrecht, die Ökodesign-VO und die 

CSRD (Corporate Sustainablity Reporting Directive, EP 2022) sowie die CSDDD (Corporate Sustainability 

Due Diligence Directive, EP 2024) nach dem Stand der Omnibus-1-Initiative, die für den Forschungs-

zweck berücksichtigt werden. Es wird der Stand der Trilog-Verhandlungen vom 16.12.2025 (EP 2025b) 

zugrunde gelegt. Der Schwerpunkt des Gutachtens liegt in der Analyse der gesetzlichen Voraussetzun-

gen. Aufgrund des kurzen Begutachtungszeitraums konnte der allgemeine Literaturstand nur im An-

satz berücksichtigt werden. 

Sonstige Rechtsfragen, u.a. Produkthaftungsrecht, internationales Privatrecht, Exportkontrolle etc. 

werden nicht behandelt. Es würde weiterhin den Rahmen des Gutachtens sprengen, allen unklaren 

Begriffen Im Bereich der sonstigen Rechtsgebiete nachzugehen.  

Die Rechtslage wird auf dieser Basis begutachtet und in konzeptionelle Ansätze für die Forschung 

transformiert. Rechtsberatung zur vertraglichen Umsetzung der konzeptionellen Ansätze ist nicht Teil 

des Gutachtens. 

Alle Artikel und Erwägungsgründe ohne weitere Bezeichnungen sind solche der Ökodesign-VO. 
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2. Anforderungen der Ökodesign-VO an DPP 

2.1. Herausforderungen aufgrund komplexer und neuartiger regulatorischer Vorgaben 

Konkretisierungsbedürftige Rahmengesetzgebung 

Der Digitale Produktpass (DPP) ist in Art. 9 ff der Ökodesignverordnung (EU 2024) geregelt. Die Öko-

design-VO stellt eine Rahmengesetzgebung dar, die rechtlich durch die sog. delegierten Rechtsakte 

und technisch durch Standardisierung konkretisiert werden muss. In der Reinform ist die Ökodesign-

VO für den Anwender nicht hinreichend konkret.  

 

Standardisierte Prozesse zum Onboarding wechselnder Akteure sind zentral für das Kostenmanage-

ment von DPP. 

Zweck des DPP ist, Produktdaten und sonstige relevante Informationen allen beteiligten Akteuren – 

von den Akteuren der Lieferkette, den Wirtschaftsakteuren der nachgelagerten Märkte (z. B. Repara-

tur- und Entsorgungsdienste) bis hin zu Nutzern und Aufsichtsbehörden zugänglich zu machen. Die 

Ökodesign-VO erweitert die Pflichten über die vertraglichen Beziehungen von Hersteller, Lieferanten 

und Kunden hinaus auf eine nicht genannte und derzeit nicht bestimmte Anzahl von wechselnden Akt-

euren. Die gesetzliche Pflicht zur Bereitstellung der Daten erfordert ein Rechte- und Rollenmanage-

ment der beteiligten Wirtschaftsakteure, das sich an den gesetzlichen Vorgaben und der Standardisie-

rung orientiert, um Geschäftsgeheimnisse zu schützen.  

 

Die Kostenbetrachtung für den DPP muss über die eigenen Märkte hinausgehen. 

Die Bereitstellung der aktuellen und inhaltlich richtigen Produktdaten und relevanten Informationen 

bezieht sich nicht nur auf die eigene Spanne des Wertschöpfungskreislaufes, sondern auf den gesam-

ten Lebenszyklus eines Produkts. Die Herstellerperspektive und -verantwortung wird damit nicht nur 

auf die vor- und nachgelagerten Märkte (Lieferkette, Aftersales, Reparatur, Recycling etc.), sondern 

auf den gesamten Wertschöpfungskreislauf erweitert. Rechtliche Verpflichtungen entstehen über sehr 

lange Zeiträume. 

 

Netzwerkübergreifende offene Dateninfrastruktur 

Die Dateninfrastruktur des DPP muss markt- und anbieterübergreifend interoperabel und offen gestal-

tet werden. Eine Anbieterbindung soll verhindert werden. Herstellern und anderen Akteuren der Wirt-

schaftskette dürfen keine proprietären Technologien „aufgezwungen“ werden. 

 

Unternehmen mit innovativen und nachhaltigen Produkten werden durch die Kosten des DPP be-

nachteiligt 

Die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen mit besonders kurzen Innnovationszyklen und sehr nach-

haltigen Produkten im Life cylce wird durch die Aktualisierungspflicht im DPP behindert. Das Anreizsys-

tem der Ökodesign-VO ist in diesem Punkt kontraproduktiv. 

2.2. Zwingende rechtliche Anforderungen an den DPP 

Die zwingenden rechtlichen Anforderungen an den DPP ergeben sich sowohl aus der Rahmengesetz-

gebung der Ökodesign-VO als auch den delegierten Rechtsakten. Darin sollen u.a. Produktgruppen so-

wie konkrete Anforderungen an Daten und Methoden geregelt werden (Art. 4, 8, 72 Ökodesign-VO, 
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EU Commission 2025). Hinzu kommt in großem Umfang technische Standardisierung, deren Entwürfe 

seit Juli 2025 vorliegen. Abb. 1 zeigt, dass sich der regulatorische Rahmen horizontal auf das Daten-

recht und die Kreislaufwirtschaft (oder ESG: Environmental Social Governance) bezieht und unterfüt-

tert wird durch die delegierten Rechtsakte und die unter den Gesetzen stehenden Normen zur Stan-

dardisierung. 

 

 

Abb. 1:  Normenhierarchie und Rechtsrahmen Legal Governance Datenrecht und Zirkularität, Quelle: B. Weber 
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Die Daten des DPP sind auf Grundlage einer gesetzlichen Verpflichtung oder einer vertraglichen Ge-

stattung (Lizenz) bereitzustellen. Während der regulatorische Bereich durch zwingende gesetzliche 

Vorgaben aus der Ökodesign-VO, den delegierten Rechtsakten oder anderem Unionsrecht besteht, ist 

der Service-Bereich vertraglich frei gestaltbar. 

- Regulatorischer Bereich: gesetzlich vorgeschriebene Bereitstellung und Aktualisierung von 

Daten im DPP mit festgelegten Akteuren nach der Ökodesign-VO oder nach anderem Unions-

recht (Art. 9, Art. 10 Abs. 2 Ökodesign-VO) und  

- Vertraglicher Service-Bereich: optional mit frei auszuwählenden Akteuren und Lizenzbedin-

gungen (value-added-services) (Art. 10 Abs. 2 Ökodesign-VO). Hierfür können die Wirtschafts-

teilnehmer zusätzliche Rollen schaffen (DIN EN 18239:2025 E Nr. 5.2., (8)).  

Die gesetzlich vorgeschriebenen Informationen (Art. 9 Abs, 2 b), Anhang III, ErwGr. 33 Ökodesign-VO) 

beziehen sich auf die verschiedenen Ebenen eines Produktes: Modell, Charge, Artikel. Die Zahl der 

Datenpunkte und das Datenvolumen steigt ersichtlich mit dem Granularitätsgrad des Produktbezugs. 

 

Produkt alle physischen Waren, die 

- in Verkehr gebracht oder 

- in Betrieb genommen  

werden 

Art. 2 Nr. 1,  

ErwGr. 33  

Modell Version eines Produktes, bei der sämtliche Exemplare  

- die gleichen im Hinblick auf die Ökodesign-Anforderun-

gen relevanten technischen Merkmale und  

- dieselbe Modellkennung  

aufweisen 

ErwGr. 33 

Charge Untermenge eines bestimmten Modells aus allen Produkten, die 

- zu einem bestimmten Zeitpunkt und 

- in einem bestimmten Herstellungsbetrieb 

hergestellt werden 

ErwGr. 33 

Artikel ein einziges Exemplar eines Modells ErwGr. 33 

Tabelle 1: Produktlevel zur Produktkennung 

Diese zwingenden inhaltlichen Vorgaben für den DPP der Art. 9 bis 11 der Ökodesign-VO werden durch 

delegierte Rechtsakte nach Art. 4, 10 und 11 Ökodesign-VO konkretisiert. Die EU-Kommission kann 

weitere Anforderungen für einzelne Produktgruppen in delegierten Rechtsakten erlassen, nicht aber 

ganze Produktgruppen von den Ökodesign-Anforderungen ausnehmen (Art. 4 Abs. 3, Art. 8 Ökode-

sign-VO). 

 

Produktlevel: 

 Die Zahl der Datenpunkte steigt mit Granularität des Produktlevels zur Produktkennung. 

 Die Zuordnung der Level sind noch unklar. 
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2.3. Optionale rechtliche Anforderungen an den DPP 

2.3.1. Optionale Daten und Informationen 

Neben den zwingenden Informationsanforderungen über Produktaspekte für den DPP können weitere 

verpflichtende Anforderungen in den delegierten Rechtsakten festgelegt werden. Solange dies nicht 

geschehen ist, handelt es sich um optionale Informationen („gegebenenfalls“, Art. 7 Abs. 2b): 

- Leistung des Produkts hinsichtlich Parameter aus Anhang I (u.a. Reparierbarkeitswert, Pro-

duct CarPCF) 

- Informationen für Kunden und andere Akteure 

 Installation, Nutzung, Wartung und Reparatur des Produkts 

 Installation von Betriebssystemen Dritter 

 Sammlung zur Instandsetzung oder Wiederaufarbeitung 

 Rückgabe oder Handhabung des Produkts am Ende seiner Lebensdauer 

- Informationen für Behandlungsanlagen zu Zerlegung, Wiederverwendung, Instandsetzung, 

Recycling oder Entsorgung des Produktes am Ende der Lebensdauer 

- Sonstige Informationen mit potenziellem Einfluss auf 

 Nachhaltige Produktentscheidungen der Kunden 

 Handhabung des Produkts durch andere Parteien als den Hersteller. 

Insbesondere die Informationen aus der Produktlebensgeschichte würden eine Vielzahl von Aktu-

alisierungen im DPP bedingen, soweit sie verpflichtend einzufügen wären. Die Aktualisierungsrechte 

müssten durch die Akteure wahrgenommen werden, die die relevanten Handlungen im Life cycle 

vornehmen, z.B. die Reparateure.  

Geschäftsmodelle und rechtliche Vorgehensweisen als Vorbilder hierfür bestehen teilweise schon.  

(1) diverse Rücknahmesysteme mit Pfand- oder sonstigen Incentivierungsmechanismen 

(2) Service-Dokumentationen im Fahrzeugbereich bei Reparaturen oder Instandhaltung 

(“Scheckheft gepflegt”, mittlerweile Online-Service-Dokumentation) 

(3) Rückgabe von Produkten am Ende der Lebensdauer bei Mobiltelefonen oder Laptops, z.B. 

Apple, mit Rabattierung des Neupreise bei Kauf 

 

2.3.2. Vertragliche Gestaltung 

Der Value-Added-Service-Bereich kann mit Daten angereichert werden, die 

- durch weiteres Unionsrecht außerhalb der Ökodesign-VO zugelassen sind (Art. 10 Abs. 2 

Ökodesign-VO) oder 

- auf vertraglicher Vereinbarung beruhen. 

Kostenrelevanz 

 Die derzeit optionalen Informationen würden bei Verpflichtendmachen in den delegierten 

Rechtsakten eine weitere Vielzahl von Datenpunkten und Datenvolumina erzeugen. 

 Sie bedürften der Konkretisierung und der Verteilung von Pflichten, Kosten und Nutzen im 

Lebenszyklus. 
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Inhalte, Akteure und Lizenzbedingungen können frei gestaltet werden. Hierfür können die Wirtschafts-

teilnehmer zusätzliche Rollen schaffen (DIN EN 18239:2025 E Nr. 5.2., (8)).  

Für den Value-Added-Service-Bereich muss zwischen den Akteuren eine direkte Leistungsbeziehung 

bestehen, geschaffen oder vermittelt werden. Dies ist in der Regel zwischen Hersteller und Endkunde 

zunächst nicht der Fall, da die Vertragsverhältnisse Kauf, Miete etc. zwischen der Handelsstufe und 

dem Endkunden geschlossen werden. In diesen Fällen muss eine direkte vertragliche Basis mit dem 

Hersteller erst hergestellt werden: 

- Über den Händler bzw. Akteur auf entsprechender Stufe der Wertschöpfung 

- Über zusätzliche Angebote des Herstellers direkt an den Kunden, z. B. zur direkten 

Rückführung von Altgeräten im Rahmen einer Rücknahme-Garantie. Dies kann beim Erst- oder 

Nachfolgekauf/-miete erfolgen.  

Derartige Szenarien sind bereits aus anderen Herstellergarantien bekannt. Die Value-Added-Services 

sind ökonomisch grundsätzlich nach den Marktgegebenheiten frei gestaltbar. Sie unterliegen den re-

levanten Einschränkungen, u.a. des Kartell- und Verbraucherrechts. 

2.4. Technische Anforderungen der Ökodesign-VO an den DPP 

Die technischen Vorgaben für den DPP dienen der Sicherstellung des Zugriffs sowie der Aufzeichnung 

und Übermittlung der Daten des DPP durch alle Wirtschaftsteilnehmer im gesamten Lebenszyklus ei-

nes Produkts. Die eindeutige Kennung auf oder am Produkt soll mit externen Geräten wie Scannern 

funktionieren (ErwGr. 36 Ökodesign-VO) und einen Link zu den relevanten Informationen schaffen. 

Der DPP kann über folgende Zugänge angeboten werden: 

- Scannen eines Datenträgers, z. B. Wasserzeichen oder QR-Code (ErwGr. 37), z. B. auf Etikett, 

- RFID-Tag, 

- NFC-Tag. 

Technische Vorgaben für die DPP enthaltenen Daten (Art. 10 Abs. 1 lit. d) Ökodesign-VO): 

- offenen Standards, die auf interoperablen Formaten basieren, 

- maschinenlesbar, strukturiert und durchsuchbar, 

- übertragbar über ein offenes, interoperables Datenaustauschnetz ohne Anbieterbindung. 

DPPs müssen nach den folgenden Aspekten vollständig interoperabel mit anderen DPPs sein (Art. 11 

lit. a) Ökodesign-VO): 

- Technisch, 

- Semantisch, 

- Organisatorisch. 

Die Interoperabilität soll über die Einhaltung internationaler Normen gesichert werden (ErwGr. 36): 

- Datenträger, 

- eindeutigen Kennungen der Wirtschaftsteilnehmer, 

- eindeutigen Kennungen der Einrichtungen. 

Der DPP kann als proprietäre Software mit Schnittstelle (unter Lizenz) oder open source angeboten 

und gehostet werden. Die Kommission hat den Normungsprozess eingeleitet, um Vorschriften für 
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Datenträger, Infrastruktur und Dateninteroperabilität festzulegen, die für die Entwicklung des Pro-

duktpasssystems erforderlich sind. 

3. Standardisierung mit Bezug auf den DPP 

3.1. Rechtsnatur von Standards 

Die Rechtsnatur von Normen wird oft unzutreffend mit der von formalen Gesetzen gleichgesetzt.  

„Normen sind Regeln oder Leitlinien, die durch eine anerkannte Organisation und nach einem festge-

legten Verfahren formuliert werden. Sie sollen auf dem Stand von Wissenschaft und Technik sowie 

einer Branchenerfahrung (best practice) beruhen (DIN 2004). 

Standards bezeichnen die Art und Weise, wie etwas beschrieben, hergestellt oder durchgeführt wird, 

soweit diese sich allgemein oder in einer Branche durchgesetzt oder vereinheitlicht haben (DIN 2024). 

Standards können sich auf das Verfahren, ein Produkt, eine technische oder sonstige Methode oder 

auch weitgefasst auf einen Kontext in der Gesellschaft (Lebensstandard) beziehen. Standards sind in 

der deutschen Sprache, anders als im Englischen, nicht mit dem Begriff Normen identisch.“ 

„Normen und Standards haben keine Gesetzesqualität. Sie sind untergesetzliche, i. d. R. technische 

oder organisatorische Normen, die in einem abgestimmten Verfahren, z. B. nach den Statuten der In-

ternation Standardisation Organisation (ISO), national und/oder international verabschiedet werden 

(DIN 2024). Normen und Standards sind nur verbindlich, wenn in einem Gesetz auf sie verwiesen wird 

oder sie über einen Vertrag vereinbart werden. Bedeutung erlangen Normen und Standards, weil sie 

die Meinung unabhängiger Experten bzw. den Stand der Technik widerspiegeln“ (Weber 2023, S. 62).  

3.2. Standards zum DPP 

Die EU-Kommission hat einen Normungsauftrag für den DPP in Bezug auf Ökodesign-Anforderungen 

für nachhaltige Produkte sowie für Batterien und Altbatterien an die folgenden Organisationen verge-

ben:  

 Europäisches Komitee für Normung (CEN) 

 Europäisches Komitee für elektrotechnische Normung (Cenelec)  

 Europäisches Institut für Telekommunikationsnormen (ETSI)  

Die Erarbeitung dieser Normen erfolgt auf europäischer Ebene durch das „Joint Technical Committee 

24 Digital Product Passport“ und auf nationaler Ebene durch das Gemeinschaftsgremium „Digitaler 

Produktpass“, das die Arbeiten des Joint Technical Committees 24 national spiegelt und die deutschen 

Interessen in Europa vertritt  

Die Internationale Elektrotechnische Kommission (IEC) legt in der Norm 63278 und der Normenserie 

61406 die grundlegenden Elemente für die von der EU geforderte Standardisierung des Digitalen Pro-

duktpasses fest. Folgende technische Normen wurden auf Grundlage der IEC-Normen ausgearbeitet 

und liegen im Entwurf vor: 
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Themenbereiche gem. Anhang I Ökodesign-VO Umsetzung 

1. Europäische Norm(en) für eindeutige Kennungen DIN EN 18219:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Eindeutige Kennungen 

2. Europäische Norm(en) für Datenträger und 

Verknüpfungen zwischen physischem Produkt 

und digitaler Darstellung 

DIN EN 18220:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Datenträger 

3. Europäische Norm(en) für die Verwaltung von 

Zugriffsrechten, Informationen, 

Systemsicherheit und die Wahrung von 

Geschäftsgeheimnissen 

DIN EN 18239: 2025-09 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – 

Management der Benutzerrechte, IT-Sicherheit und 

Geschäftsgeheimnisse 

4. Europäische Norm(en) für die (technische, 

semantische und organisatorische) 

Interoperabilität 

DIN EN 18223:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – System-Interoperabilität 

5. Europäische Norm(en) für die Datenverarbeitung, 

Datenaustauschprotokolle und Datenformate 

DIN EN 18216:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Protokolle zum 

Datenaustausch 

6. Europäische Norm(en) für die Speicherung, 

Archivierung und Persistenz von Daten 

DIN EN 18221:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Datenspeicherung, 

Archivierung und Datenpersistenz 

7. Europäische Norm(en) für die Authentifizierung, 

Zuverlässigkeit und Integrität von Daten 

DIN EN 18246:2025-09 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Datenauthentifizierung, 

Zuverlässigkeit und Integrität 

8. Europäische Normen für 

Anwendungsprogrammierschnittstellen (APIs) 

für die Lebenszyklusverwaltung, Auffindbarkeit 

und Durchsuchbarkeit des Produktpasses 

DIN EN 18222:2025-08 – Entwurf  

Digitaler Produktpass – Programmierschnittstellen 

(APIs) für das Lebenszyklusmanagement und 

die Durchsuchbarkeit vom Produktpass 

Tabelle 2: Entwürfe Standards zum DPP 

4. Rechte und Rollen im Wertschöpfungskreislauf zum DPP 

4.1. Herstellerverantwortung 

Der Hersteller (Anbieter, Inverkehrbringer) ist Verantwortlicher für die Bereitstellung des DPP und da-

mit primär Verpflichteter (Art. 2 S. 1 Nr. 42, Art. 27 Ökodesign-VO). Der Wirtschaftsteilnehmer, der für 

die Ausstellung des DPP zuständig ist, kann dabei selbst entscheiden, ob er den DPP eigenständig spei-

chert oder einen Dienstleister damit beauftragt (Art. 11 lit. c) Ökodesign-VO). Diese Entscheidung kann 

auch nach Kostengesichtspunkten getroffen werden. Rechtlich bleibt die Verantwortlichkeit des Her-

stellers bestehen. Die Pflichten betreffen das Erstellen eines DPP, Bereithalten, Aktualisieren und Lö-

schen der DPP während der erwarteten Lebensdauer des Produktes sowie die Erstellung einer Siche-

rungskopie durch einen unabhängigen Betreiber. Die Pflicht zur Datenbeschaffung betrifft die Liefer-

kette insgesamt einschließlich Lieferanten aus Drittstaaten. (EU-Kommission 2024). 

Die Pflichten des Herstellers beziehen sich dabei auf das in Verkehr gebrachten Produkt auf dem rele-

vanten Markt. Für komplexe Endprodukte können eine Vielzahl von vorgelagerten Märkten bestehen. 

Wie Abb. 2 zeigt, sind die Anbieter der entsprechenden Komponenten Hersteller bzw. Inverkehrbrin-

ger und Verantwortliche für den DPP in ihrem jeweiligen Markt (Art. 27 Ökodesign-VO). In Bezug auf 

den nachgelagerten Markt sind sie gleichzeitig Lieferanten (Art. 38 Ökodesign-VO). Bei komplexen Pro-

dukten können separate DPP erzeugt und verlinkt werden (European Commission 2024).  
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Der Inverkehrbringer des Produkts (Hersteller, Importeur) ist zum Hochladen der DPP-Daten in das 

sog. „Digitale Produktpassregister“ verpflichtet (Art. 13 Abs. 4 Ökodesign-VO).  

Art. 13 Ökodesign-VO verpflichtet die Europäische Kommission, ein zentrales Webportal zu betreiben, 

über das Nutzer nach den im DPP enthaltenen Informationen suchen können (Nusser/Fehse 2025). 

 

 

Abb. 2. Betreiber des DPP in der Lieferkette, Quelle: B. Weber 2025. 

4.2. Weitere Stakeholder 

4.2.1. Akteure 

Abb. 3 zeigt die relevanten und berechtigten Akteure der Ökodesign-VO. Sie sind im Gesetz teilweise, 

aber nicht abschließend aufgeführt (Art. 11 lit. b) Ökodesign-VO), was eine verbindliche Feststellung 

der Kosten des Zugangs zum DPP ohne die Spezifizierung der delegierten Rechtsakte unmöglich macht. 

Dies muss sich an den erwarteten Rechte und Pflichten orientieren (siehe Kap. 8 und 11). 

- Wirtschaftsteilnehmer (Art. 2 Nr. 46 Ökodesign-VO)  

Hersteller, Bevollmächtigte, Importeur, Vertreiber, Händler und Fulfilment-Dienstleister 

- Unabhängige Wirtschaftsteilnehmer (Art. 2 Nr. 47 Ökodesign-VO) 

 eine natürliche oder juristische Person, die unabhängig vom Hersteller ist und die 

 direkt oder indirekt an der Instandsetzung, Reparatur, Wartung oder Umnutzung eines 

Produkts beteiligt ist. 

Die fachlich kompetenten Reparateure können im Vertriebsnetz des Herstellers oder unabhängig tätig 

sein (Art. 2 Nr. 48 Ökodesign-VO). 

 



 

Prof. Dr. Beatrix Weber Stand 09.02.2026  17 

 

Abbildung 3: Rechte und Rollen im DPP nach der Ökodesign-VO, Quelle: B. Weber 

4.2.2. Rechte und Pflichten der Akteure 

Alle Akteure sind berechtigt, die Daten nach der ihnen zustehenden Rolle zu nutzen. Jede Akteurs-

gruppe (Hersteller, Lieferkette, Reparatur-/Entsorgungsdienste, Nutzer) darf ausschließlich die für sie 

relevanten Informationen erhalten. (Art. 11 lit. a) Ökodesign-VO). Jeder Zugriff auf die Daten des DPP 

hat im Rahmen der gesetzeskonform festgelegten Zugriffsrechte erfolgen. Die gesetzlichen Akteure 

(sog. Basisrollen) sind dazu mit einer weltweit eindeutigen Betreiberkennung auszustatten.  

Der Entwurf zur DIN EN 18239:25-09 (DIN EN 18239-E 2025) setzt die Akteure und ihre potenziellen 

Rechte in ein System der verschiedenen Zugangsrechte für die unterschiedlichen Benutzergruppen 

und Behörden um. Es wird sowohl in der Ökodesign-VO als auch im Standardisierungsentwurf nach 

Gruppen geclustert (Nr. 4.2 des Normentwurfs). Wie Anhang Nr. 1 zeigt, sind die gesetzlichen Akteurs-

gruppen und die des Normentwurfs nicht komplett kohärent. 

Die Akteure sollen nach den für die Rolle definierten Rechten Zugang zu den spezifischen Daten des 

DPP haben, ohne dass eine Prüf- oder Vertrauensinstanz, z.B. der Hersteller, zwischengeschaltet ist 

(Entwurf DIN ISO 18239:2025 Nr. 5.2. Ziff. 9). Die Wirtschaftsteilnehmer als Teilmenge der gesetzlichen 

Akteure sind berechtigt, gemeldeten Akteuren die ihnen zustehenden Rechte und Rollen zuzuweisen, 

wenn die gemeldeten Akteure auf die von ihnen kontrollierten Daten zugreifen wollen (Entwurf DIN 

ISO 18239:2025 Nr. 5.2. Ziff. 7). Das heißt, dass Teiladministrationsrechte bei den Wirtschaftsteilneh-

mern, und nicht ausschließlich beim Hersteller liegen. Der Entwurf der DIN ISO 18239:2025 enthält 
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weitere Vorschläge zu den Anforderungen an Zugangsrechte, aus denen sich Kosten ableiten lassen 

(siehe im Einzelnen Anhang Nr. 1). 

Gleichzeitig sind die Akteure aber auch verpflichtet, die entsprechenden Daten bereitzustellen, z. B. 

der Lieferant gegenüber dem Endhersteller. (Art. 9 Abs. 2 und 3 Ökodesign-VO). Gegenüber den 

Marktbehörden soll eine schnelle Verfügbarkeit der Daten (15 Tage) sichergestellt werden, wobei der 

DPP der bevorzugte Übermittlungsweg ist. 

5. Kategorisierung regulatorische Vorgaben zu Kosten 

5.1. Auswertung Ökodesign-VO 

Die Suchen nach dem Begriff “Kosten” in der Ökodesign-VO ergibt 25 Treffer. Hinzu kommen Klauseln 

mit allgemeinem Kostenbezug. Alle Treffen können in vier Kategorien eingeteilt werden: 

Kategorie 1: Typischerweise Kostenrelevanz für Aufbau und Betrieb von DPP 

In diversen gesetzlichen Regelungen der Ökodesign-VO wird der Begriff “Kosten” zwar nicht genannt. 

Diese enthalten aber typischerweise Kostenfolgen für den Aufbau von IT-Infrastrukturen, für die Date-

nakquise sowie für das Datenmanagement.  

Kategorie 2: Explizite Kostenrelevanz für Aufbau und Betrieb von DPP 

7 Treffer betreffen Maßgaben für den DPP, u.a. die delegierten Rechtsakte, um die Auswirkungen von 

Kosten zu gestalten. Hier wird das Potenzial zur gesetzeskonformen Minimierung der Kosten über die 

weitere Ausgestaltung in den delegierten Rechtsakten untersucht.  

Kategorie 3: Indirekte Auswirkungen auf die Kosten für Aufbau und Betrieb von DPP 

1 Treffer betrifft finanzielle Unterstützung für KMU, was zwar indirekte Kostenauswirkungen haben 

kann, aber keine direkten Kostenminimierungspotenziale für Aufbau und Betrieb eines DPP beinhaltet. 

Diese Kategorie wird bei den Erleichterungen für KMU in Kap. 10 behandelt. 

Kategorie 4: Kein Zusammenhang mit den Kosten für den Aufbau und Betrieb von DPP 

17 Treffer beziehen sich auf Kosten, die nicht im Zusammenhang mit Aufbau und Betrieb eines DPP 

stehen, sondern die Produktanforderungen direkt oder sonstige Kosten betreffen. 

In Kap. 6 und 7 werden die Regelungen der Kategorien 1 und 2 analysiert. Zuvor wird das Legal Data 

Governance Modell zur Ermittlung der Anforderungen des Datenrechts vorgestellt. 

5.2. Vorgehen zur Ermittlung der Anforderungen: Legal Data Governance Modell 

In der Ökodesign-VO finden sich diverse Regelungen zum Aufbau und Betrieb von DPP sowie zu den 

DPP-Systemen und dem DPP-Register. Ziel der Regelungen ist, die dauerhafte Verfügbarkeit der ak-

tuellen Daten während des gesamten Lebenszyklus eines Produkts für die relevanten Akteure sicher-

zustellen (Art. 9 Ökodesign-VO). Der Aufbau von Data Governance Strukturen ist hierfür erforderlich 

(Lendle/Meisterernst 2025; Nusser/Fehse 2025). Diese Regelungen werden daher mithilfe des von We-

ber (2023) entwickelten Legal-Data-Governance-Modells strukturiert. 

Unter (Legal) Data Governance ist der rechtskonforme Umgang und die Steuerung der Datennutzung 

zu verstehen. Sie umfasst die rechtlichen Anforderungen der Nutzung, Qualität, Schutz und Sicherheit 

von Daten und Datenbeständen. Hierbei darf weder die Auswahl der Daten noch die Datenverarbei-

tung selbst eine diskriminierende Wirkung entfalten. Schließlich dürfen mit der Schaffung von 
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Datenbeständen keine wettbewerbsbeschränkenden Wirkungen oder allgemein Lock-in-Effekte ver-

bunden werden (Weber 2023).  

Die Feststellung des Rechtsrahmens (Legal Framework) für die Legal Data Governance besteht aus den 

gesetzlichen Anforderungen und vertraglichen Vereinbarungen. Eine Besonderheit der Ökodesign-VO 

als Rahmengesetzgebung ist, dass umfangreiche gesetzliche Vorgaben zur Legal Data Governance für 

die Anwender im Lifecycle verpflichtend gemacht werden. Sie werden nochmals durch die delegierten 

Rechtsakte konkretisiert (Art. 4 Ökodesign-VO). Das Recht zur Datennutzung (Zugangsrecht) wird flan-

kiert von Vorgaben zum Schutz der Daten und zur Datenqualität. Die Rechte des geistigen Eigentums 

und Geschäftsgeheimnisse sollen bei den Zugangsrechten geschützt werden (Art. 5 Abs. 10 d, ErwGr. 

74 Ökodesign-VO). 

 

 

Abb. 4  Legal Data Governance Modell nach Weber 2023. 

Die technische Umsetzung der rechtlichen Anforderungen hat sich am Stand der Technik einschließlich 

der neu entstehenden Standardisierung unterhalb der Ökodesign-VO zu orientieren. In Anhang Nr. 2 

sind den rechtlichen Anforderungen, die Standardisierungsvorschläge (Entwürfe) sowie Prozesse und 

Governance zugeordnet. 
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Kostentreiber Legal Governance 

 Es bestehen umfangreiche gesetzlich verpflichtende Anforderungen den rechtskonformen Be-

trieb von DPP.  

 Sie haben erhebliche Auswirkungen auf den technischen Betrieb und Kosten 

 Regulatorische Compliance stellt für viele Unternehmen, insbesondere KMU, eine hohe 

Hürde dar. 
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6. Analyse der allgemeinen kostenrelevanten Anforderungen (Kategorie 1) 

6.1. Kosten der Datenbereitstellung und Datennutzung 

6.1.1. Unentgeltliche Bereitstellung 

Der DPP ist den beteiligten Akteuren durch die Hersteller kostenlos und mit einem einfachen Zugang 

zur Verfügung zu stellen (Art. 11 lit. b) Ökodesign-VO). Die Kosten für Erstellung des DPP, Erheben der 

Daten, Aktualisieren, Bereitstellen, Sichern und Löschen sind damit zunächst vom Hersteller zu tragen.  

Die Akteure der Lieferkette müssen den Herstellern, den notifizierten Stellen und den zuständigen 

nationalen Behörden auf Verlangen die verfügbaren einschlägigen Informationen über ihre Produkte 

oder Dienstleistungen unentgeltlich zur Verfügung stellen (Art. 38a) Ökodesign-VO). 

Daraus folgt, dass jeder Akteur die beim ihm entstehenden Kosten zu tragen hat, z.B. die verschiede-

nen Wirtschaftsteilnehmern für ihre Schreibzugriffe oder die Lieferanten für die von ihnen an den Her-

steller zu liefernden Daten. 

6.1.2. Vielzahl der Datenpunkte 

Die im DPP bereitzustellenden Daten werden direkt in der Ökodesign-VO (Art. 9 bis 11 Ökodesign-VO 

einschließlich Anhang) vorgeschrieben und in den delegierte Rechtsakten konkretisiert (Art. 4, 10 

und 11 Ökodesign-VO). 

Schon die grobe Übersicht des Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Anhang III der Ökodesign-VO zeigt die Vielzahl 

der Informationen, die in den DPP aufgenommen werden müssen, u. a. 

 Eindeutige Produktkennung auf in delegierten Rechtsakten festgelegter Ebene 

 GTIN gemäß ISO/IEC 15459-6 oder gleichwertige Kennung 

 Relevante Warencodes, z. B. TARIC-Code nach Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 

 Unterlagen zur Konformität: Konformitätserklärung, technische Unterlagen, Zertifikate 

 Benutzerhandbuch, Gebrauchsanleitungen, Warn- und Sicherheitshinweise nach geltendem 

Unionsrecht 

 Informationen zum Hersteller: eindeutige Kennung des Wirtschaftsteilnehmers, Angaben nach 

Art. 27 Abs. 7 Ökodesign-VO 

 Andere eindeutige Kennungen von Wirtschaftsteilnehmern neben dem Hersteller 

 Eindeutige Kennungen der Einrichtung 

 Angaben zum Importeur, einschließlich Angaben nach Art. 29 Abs. 3 und EORI-Nummer 

 Name, Kontaktdaten und eindeutige Kennung des in der Union ansässigen 

Wirtschaftsteilnehmers, verantwortlich nach Art. 4 der Verordnung (EU) 2019/1020 oder Art. 15 

der Verordnung (EU) 2023/988 oder vergleichbaren Vorschriften 

 Referenz des Drittdienstleisters, der die Sicherungskopie des digitalen Produktpasses speichert. 

Hinzu kommt, dass dieser Katalog nicht für jede Produktgruppe abschließend ist. Die EU-Kommission 

kann weitere Anforderungen für einzelne Produktgruppen in delegierten Rechtsakten erlassen, nicht 

aber ganze Produktgruppen von den Ökodesign-Anforderungen ausnehmen (Art. 4 Abs. 3, Art. 8 Öko-

design-VO). 

Die Vielzahl der Datenpunkte hat im Projekt “CliCE-DiPP” (2026) dazu geführt, dass die Legal Data Gov-

ernance Analyse und Konzeption nicht mit Echtdaten, sondern auf Basis der Verwaltungsschale mod-

ellhaft durchgeführt wurde. 
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Art. 13 Ökodesign-VO verpflichtet die Europäische Kommission, ein zentrales Webportal zu betreiben, 

über das Nutzer nach den im DPP enthaltenen Informationen suchen können (Nusser/Fehse 2025). 

6.1.3. Dauer der Bereitstellung der Daten 

Die Daten des DPP müssen mindestens für die voraussichtliche Lebensdauer des Produktes vorgehal-

ten werden (Art. 9 Abs. 2 lit. i) Ökodesign-VO). Der Datenträger sollte sich möglichst an oder auf dem 

Produkt befinden, damit die Daten während des gesamten Lebenszyklus zugänglich bleiben (Er-

wGr. 37). Einzelheiten werden in den delegierten Rechtsakten geregelt (Art. 9 Abs. 2 lit. i) Ökodesign-

VO, ErwGr. 37). 

Die digitale Gebrauchsanleitung, die in den DPP integriert wird, muss während der erwarteten Le-

bensdauer des Produktes, mindestens aber zehn Jahre nach dem Inverkehrbringen oder der Inbe-

triebnahme des Produkts online zugänglich gemacht werden (Art. 27 Abs. 7, UA 4 Ökodesign-VO). 

Trotz der unterschiedlichen Formulierung der „erwarteten“ und „voraussichtlichen“ Lebensdauer, 

sprechen die englische und die französische Fassung für eine einheitliche Interpretation und keine Un-

terscheidung nach subjektiven und objektiven Erwartungen: 

 Art. 9 Abs. 2 lit. i) Ökodesign-VO: voraussichtliche Lebensdauer, englisch: expected lifetime, französisch: la 

durée de vie prévue 

 Art. 27 Abs. 7, UA 4 Ökodesign-VO: Erwartete Lebensdauer, englisch: expected lifetime; französisch: la 

durée de vie prévue. 

Die erwartete und voraussichtliche Lebensdauer ist also synonym zu verstehen. Die Kriterien der "Er-

wartung" und die Verantwortlichkeit hierfür sind noch zu bestimmen. Unklar ist, ob der Hersteller dies 

selbst bestimmt oder hierfür Kriterien über delegierte Rechtsakte oder Standards festgelegt werden. 

Vergleichbare Problematiken finden sich bei zulassungspflichtigen Produkten (z.B. Medizinprodukten, 

VDE 2026). Mindestfristen werden die Fristen zum Bereithalten von Ersatzteilen und Reparaturen sein 

(BMJV 2026). 

6.1.4. Granularität des Produktbezugs 

Die Granularität des Produktbezugs nach Produktgruppe, Modell, Charge oder Artikel wurde bereits 

im Gesetzgebungsverfahren als Kostentreiber erkannt (ErwGr. 33 Ökodesign-VO) und ein Auftrag an 

die Kommission zur Berücksichtigung bei Erlass der delegierten Rechtsakte formuliert. Hier können 

und sollen im Rahmen der Folgenabschätzung Nachweise und Argumente zur Reduktion der Komplex-

ität der Informationen geliefert werden. 

6.1.5. Tiefe der Lieferkette 

Die Datenvolumina bei komplexen Produkten sind ein weiterer Kostentreiber ebenso wie die Date-

nakquise und Nachverfolgbarkeit der Daten in der Lieferkette. Grundsätzlich sieht die Ökodesign-VO 

die Ermittlung der Daten zum DPP in der gesamten Lieferkette vor (Art. 38 Ökodesign-VO). Verpflich-

tung der Lieferanten zur Bereitstellung der 

- verfügbaren einschlägigen Informationen über die Produkte oder Dienstleistung, 

- an Hersteller, notifizierte Stellen und zuständige nationale Behörden, 

- auf Verlangen, 

- unentgeltlich. 



 

Prof. Dr. Beatrix Weber Stand 09.02.2026  22 

Soweit die Informationen nicht bereit gestellt werden können, müssen die Lieferanten den Herstellern 

Folgendes gestatten: 

- Selbstbewertung der Produkte und Dienstleistungen und 

- Zugang zu den einschlägigen Unterlagen oder Einrichtungen. 

Die Verpflichtung der Lieferanten ist in der Ökodesign-VO nicht begrenzt, steht aber unter dem Vorbe-

halt der Festlegung in einem delegierten Rechtsakt. Hier besteht die Möglichkeit, den Rechtsrahmen 

mit der CSRD oder der CSDDD hinsichtlich der administrativen Belastung von Lieferanten und Herstel-

lern zu synchronisieren. Auch sollten Fragen der angemessenen Belastung berücksichtigt werden 

(siehe im Einzelnen unten Kap. 9). 

6.1.6. Aktualisierungspflicht 

Der Zugang zum DPP ist allen Akteuren der Wertschöpfungskette nach ihren spezifischen Rechten kos-

tenlos und einfach zu gewähren. Andererseits sollen Ökodesign-Anforderungen keine unverhältnismä-

ßigen nachteiligen Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer und ande-

rer Akteure in der Wertschöpfungskette haben. Herstellern und anderen Akteuren in der Wertschöp-

fungskette, einschließlich KMU, sollen keine unverhältnismäßigen administrativen Belastungen aufge-

bürdet werden.  

Zu den Ökodesignanforderungen gehören als Teil der Informationsanforderungen auch die Inhalte der 

DPP. Kosten entstehen bei der Aktualisierung von DPP durch 

- Produktinnovationen durch Erhöhung der Produktvielfalt oder neuen Produkten 

- Änderung der Lieferanten 

- Sourcing in neuen Märkten. 

Die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen mit besonderen kurzen Innnovationszyklen und sehr 

nachhaltigen Produkten im Life cycle wird durch die Aktualisierungspflicht im DPP behindert. Das An-

reizsystem der Ökodesign-VO ist damit kontraproduktiv 

6.1.7. Kostenlose Bereitstellung von Links für Online-Plattformen 

Die Anforderungen der Ökodesign-VO für Betreiber von Online-Plattformen treten neben die An-

forderungen aus dem Digital Service Act (EU 2022 DSA). Die Informationspflichten der Wirtschaftsteil-

nehmer umfassen eine Kennzeichnungspflicht bei Online-Verkauf für einen Zeitraum von 10 Jahren 

ab Abgabe bzw. Bezug der Produkte (Art. 36 Abs. 2 b) Ökodesign-VO). Der Inverkehrbringer (i.d.R. Her-

steller oder Importeur) muss dem Betreiber der Online-Plattform hierzu die Informationen zum DPP 

kostenlos zur Verfügung stellen. 

6.1.1. Festlegung weiterer Daten 

Die Kommission kann weitere Daten zur Aufnahme in den DPP und in das Register festlegen (Art. 13 

Abs. 2 Ökodesign-VO): 

- Überprüfung der Echtheit des DPP 

- Relevante Informationen für Marktüberwachungs- und Zollkontrollen. 
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Auch wenn hierbei ein unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand für die Wirtschaftsteilnehmer und 

die Zollbehörden vermieden werden soll (Art. 13 Abs. 2 c) Ökodesign-VO), sind die Kostenfolgen noch 

nicht abschätzbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6.2. Kostenrelevante Anforderungen Datenschutz 

Hinsichtlich der Daten im DPP ist nach personenbezogenen und nicht personenbezogenen Daten zu 

differenzieren. Nicht-personenbezogene Datensätze umfassen Daten, die keiner bestimmten oder er-

kennbaren Person zugeordnet werden können und Daten, die ursprünglich personenbezogen waren, 

jedoch vollständig anonymisiert wurden und deshalb keiner Person mehr zugeordnet werden können. 

Die Verarbeitung nicht personenbezogener Daten für den DPP erfolgt aufgrund gesetzlicher Ermächti-

gung gem. Art. 9 und 10 i. V. m. Anhang III Ökodesign-VO. 

Personenbezogene Daten liegen immer dann vor, wenn eine natürliche Person identifiziert oder iden-

tifizierbar ist (Art. 4 Nr. 1 DSGVO). Daruntern fallen Name, Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Adresse 

usw. Identifiziert ist eine Person, wenn sie ohne Hinzuziehung weiterer Informationen erkennbar ist. 

(Re-)Identifizierbar ist eine Person, wenn der verarbeitende Verantwortliche über die Daten selbst ver-

fügt oder sie mit rechtlichen Mitteln verfügbar machen kann (EuGH 2016). Die DSGVO erfasst nicht die 

Verarbeitung von Daten juristischer Personen. Reine Material- oder Produktdaten sind in der Regel 

nicht personenbezogen. Sie können aber Inhalt von Dokumenten sein, die personenbezogene Daten 

enthalten, z.B. Lieferscheine oder Prüfbescheinigungen mit Nennung der bearbeitenden Person im 

Unternehmen. Gleichzeitig können verschiedene personenbezogene und nicht personenbezogene Da-

ten der Geheimhaltung unterliegen, z.B. die Verbrauchsdaten, Preise, Herstellungsdaten usw. 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit dem DPP gelten die Anforde-

rungen der DSGVO (Art. 13 Abs. 1, ErwGr. 43 Ökodesign-VO,). Die Ökodesign-VO begründet keine 

rechtliche Verpflichtung oder Rechtsgrundlage zur Verarbeitung personenbezogener Daten i. S. d. Art. 

6 Abs. 1 lit. c) DSGVO (Nusser/Fehse 2025).. Eine rechtliche Verpflichtung könnte etwa dann vorliegen, 

wenn gesetzlich vorgeschrieben ist, bestimmten Akteuren im Produktlebenszyklus personenbezogene 

Daten bereitzustellen. Dies ist in der Ökodesign-VO nicht der Fall.  

Personenbezogene Daten von Kunden dürfen ohne deren ausdrückliche Einwilligung nicht gespeichert 

werden (Art. 10 Abs. 1e), ErwGr. 43 Ökodesign-VO). Daten dürfen keine Identifizierung von Einzelper-

sonen oder Rückschlüsse auf deren Verhalten ermöglichen (Art. 37 Abs. 2d) DSGVO, ErwGr. 76 

Kostentreiber Datenakquise und Datennutzung 

 Vielzahl der Datenpunkte bei komplexen Produkten und Komponenten 

 Datenvolumina und Datenpunkte sind um so höher, je granularer der Produktbezug ist (Mo-

dell, Charge, Artikel) 

 Vielzahl der Datenpunkte, Transparenz, Dokumentation und Nachverfolgbarkeit in der 

gesamten Lieferkette 

 Bereitstellung im gesamten Lifecycle eines Produktes für eine Vielzahl von Akteuren 

 Aktualisierungsverpflichtung für die gesamte erwartete Lebensdauer eines Produktes 

 Änderungsverpflichtung bei Änderung Komponenten oder Lieferanten 

 Umfassende Informationsverpflichtungen, zugeschnitten auf diverse Akteure 

 Innovative kurze Produktzyklen und nachhaltige Produkt im Life Cycle sind in der Aktu-

alisierung des DPP besonders kostenintensiv. 
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Ökodesign-VO). Soweit die EU-Kommission auf IoT-Nutzungsdaten zugreifen möchte, ist eine aus-

drückliche Einwilligung des Endnutzers erforderlich. Diese sind vor Übertragung zu anonymisieren (Art. 

37 Abs. 5a) Ökodesign-VO). 

Da die Einwilligung in der Praxis für eine Vielzahl von Fällen und im gesamten Lebenszyklus kaum ab-

bildbar ist, bedarf es einer Analyse, ob personenbezogene Daten vorhanden sind, und wie Anonymi-

sierungstools eingesetzt werden können. Soweit möglich, ist eine Anonymisierung zu empfehlen 

(ebenso Kühling/Späth 2024), die die Daten im Lebenszyklus ohne datenschutzrechtliche Grenzen ein-

setzbar macht. Die Kosten für die Bereinigung der Datenbestände von personenbezogene Daten sind 

unvermeidbar, werden aber in jedem Fall einen Bruchteil dessen darstellen, was an Kosten für eine 

lebenslanges Datenschutzmanagement mit Einwilligungsverwaltung, Datenschutzinformation und Si-

cherung der Rechte nach der DSGVO (u.a. Auskunft, Löschung etc.) anfallen würde. 

 

 

 

 

 

 

6.3. Kostenrelevante Anforderungen Datenqualität 

Die im DPP bereitgestellten Daten müssen richtig, vollständig und auf dem neuesten Stand sein 

(Art. 9 Abs. 1 Satz 2 Ökodesign-VO). Das Recht auf Eingabe, Änderung oder Aktualisierung der Daten 

im DPP wird nach den relevanten Zugangsrechten gewährt bzw. eingeschränkt (Art. 9 Abs. 2 lit. f) und 

g), Art. 11 lit. f) Ökodesign-VO). Einzelheiten werden in den delegierten Rechtsakten geregelt (Art. 9 

Abs. 2 lit. g) und h) Ökodesign-VO). Der Hersteller trägt zunächst die unmittelbare Verantwortung für 

die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Daten (Art. 27 Abs. 1 lit. c) Ökodesign-VO). 

Für die Richtigkeit der Daten etabliert die EU-Kommission Prüf-, Mess- und Berechnungsmethoden zur 

Feststellung und Überprüfung der Konformität mit den Ökodesign-Anforderungen (Art. 39 Ökodesign-

VO und delegierte Rechtsakte). Grundlage sind Methoden auf Basis harmonisierter Normen oder an-

dere zuverlässige, genaue und reproduzierbare Methoden, die dem Stand der Technik entsprechen. 

Die Daten im DPP müssen vollständig sein (Art. 9 Abs. 2 lit. g), Anhang III Ökodesign-Verordnung). Wel-

che Datenfelder für welche Produktgruppen zwingend sind, ist allerdings noch offen, und wird in den 

delegierten Rechtsakten geregelt werden. Die Anforderung der Vollständigkeit kann durch ein Daten-

modell wie die Verwaltungsschale umgesetzt werden.  

Vorgegeben ist nicht nur die Initialerfassung, sondern auch die kontinuierliche Pflege und Aktualisie-

rung der Daten im DPP über den gesamten Produktlebenszyklus hinweg. Der DPP ist daher kein stati-

sches Dokument, sondern „living data“, die bei allen relevanten Änderungen im Produktlebenszyklus 

aktualisiert werden müssen. 

Relevante Änderungen betreffen die folgenden Fälle: 

 Nach einer Reparatur oder einer anderen zulässigen Intervention müssen berechtigte Dritte (z. B. 

Service-Partner) die Daten im DPP ergänzen oder korrigieren. 

Kostentreiber Datenschutz 

 Personenbezogene Daten im DPP erfordern ein kostenintensives DSGVO-konformes Daten-

schutzmanagement im gesamten Life cycle. 

 Die Bereinigung des Datenbestände durch Anonymisierung der personenbezogenen Daten 

erzeugt Kosten, die weit unter den Kosten eine dauerhaften Datenschutzmanagements lie-

gen. 
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 Wenn ein neuer Produktpass erstellt wird, muss er mit dem vorherigen verknüpft werden 

(Art. 11 lit. d Ökodesign-VO), sodass ein lückenloser Historie-Nachweis entsteht. 

 Weitere Konkretisierungen erfolgen in den delegierten Rechtsakten. 

Jede Änderung am Produkt, die einen nach Art. 9 Abs. 2 Ökodesign-VO relevanten Datenbereich be-

trifft, muss unmittelbar im DPP dokumentiert werden. Dazu zählen zum Beispiel Änderungen der Kon-

formitätsanforderungen oder Änderung der Recyclingfähigkeit.  

Akteure: Wer darf/soll/muss Daten ändern? 

Dies betrifft die Akteure, die Produkte auf dem Unionsmarkt bereitstellen bzw. in Betrieb nehmen oder 

wiederherstellen, u.a. Hersteller, Importeur, Recyclingbetriebe bei Wiederaufarbeitung (Remanufac-

turing). Inwieweit auch Reparaturen oder Wartung auf Produktebene einzutragen sind, die den vorge-

sehenen Verwendungszweck bzw. die Funktionalität wiederherstellen, ist derzeit nicht geregelt. 

Daten: Welche Daten können/sollen müssen geändert werden? 

Die Daten, die aktualisiert werden müssen, sind grundsätzlich mit denen identisch, die in den DPP ein-

getragen werden sollen.  

Das Recht auf Eingabe, Änderung und Aktualisierung der Daten im DPP wird gemäß den Zugangsrech-

ten nach den delegierten Rechtsakten eingeschränkt. Auch zu den Update-Zyklen finden sich derzeit 

keine Angaben im Gesetz. 

Der Einsatz Digitaler Zwillinge und der automatisierte Austausch der Informationen mit den relevanten 

Akteuren der Lieferkette wird vorgeschlagen (Esono 2025). 

6.4. Kostenrelevante Anforderungen Datensicherheit und Sicherungskopie 

DPP sind so zu gestalten, dass ein hohes Maß an Sicherheit und Privatsphäre gewährleistet und Betrug 

vermieden wird (Art. 11 lit. h) Ökodesign-VO). Authentizität, Zuverlässigkeit und Integrität der Daten 

sind zu gewährleisten (Art. 11 lit. g) Ökodesign-VO). Diese Pflicht und die damit verbundenen Kosten 

treffen zunächst den jeweiligen Akteur, der zur Eingabe der Daten berechtigt oder verpflichtet ist. Ob 

und in welchen Umfang der Hersteller eine DPP-Überwachungspflicht hat und mit welchen Kostenfol-

gen, ist derzeit ungeklärt.  

Die Hersteller von Produkten trifft bei Inverkehrbringen oder Inbetriebnahme der Produkte die Pflicht, 

für den DPP eine Sicherungskopie der aktuellen Fassung von einem unabhängigen DPP-Drittdienstleis-

ter speichern (DPP-DL) zu lassen und zur Verfügung zu stellen (Art. 10 Abs. 4: Hersteller; Art. 29 Abs. 1 

lit. c) Ökodesign-VO: Importeur). 

Die Sicherungskopie dient folgenden Zwecken (Art. 11 lit. e) Ökodesign-VO): 

 Abrufbarkeit über den gesamten Lebenszyklus des Produkts, 

 Absicherung bei Insolvenz oder Liquidation des Wirtschaftsteilnehmers (ErwGr. 38), 

 Einstellung der Tätigkeit des Wirtschaftsteilnehmers. 

Unabhängig davon, ob der DPP intern oder extern gespeichert wird, bleibt die Verpflichtung zur Ablage 

einer Sicherungskopie bei einem DPPDL bestehen (Nusser/Fehse 2024). 
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6.5. Schutz von Geschäftsgeheimnissen und anderen Rechten 

Die Geheimhaltung von Wissen, das im Zuge einer vertraglichen Beziehung offenbart wird, ist immer 

dann von äußerster Wichtigkeit, wenn es sich um durch gewerbliche Schutzrechte nicht schützbares 

Know-how oder Daten(bestände) handelt. Ohne die Geheimhaltung gegenüber Dritten ist der Inno-

vationsvorsprung des jeweiligen Partners gefährdet. Dies wird durch das deutsche Geschäftsgeheim-

nisgesetz geregelt (GeschGehG 2019), das auf der entsprechenden EU-Richtlinie zum Schutz vertrauli-

chen Know-hows und vertraulichen Geschäftsinformationen basiert (EU 2016). 

Soweit gewerbliche Schutz- oder Urheberrechte an den Inhalten bestehen, können die Daten hierüber 

geschützt werden. Im Übrigen müssen die geheimhaltungbedürftigen Informationen durch technische 

und organisatorische Maßnahmen geschützt werden. Dies erfordert drei zentrale Ansätze: 

 Erfassung und Klassifizierung der als geheimhaltungsbedürftig angesehenen Daten der DPP, 

 Rechte-Rollen-Management zur Regelung des Zugangs zu Daten im DPP, 

 Bereinigung der Basisdaten um Geschäftsgeheimnisse, soweit rechtlich zulässig. 

Die Geschäftsgeheimnisse (Betriebsgeheimnisse) werden in der Ökodesign-VO in ErwGr. 74 und Art. 5 

Abs. 10 d) , Art. 7 Abs. 6b) adressiert. 

Im Standardisierungsentwurf (DIN EN 18239:2025) sind verschiedene Ansätze zum Schutz von Ge-

schäftsgeheimnissen (Betriebsgeheimnissen) vorhanden: 

 Rechte-Rollenmodell mit Zuordnung DPP-Daten, 

 Begrenzung der Suchfunktion in DPP-Diensten und Registern, 

 Zugangsratenbegrenzung. 

Die Steuerung des Zugangs zu den Daten über ein Rechte-Rollen-Modell der Akteure teilt die ihnen 

zugeordneten DPP-Daten in fünf Kategorien ein (Nr. 5.1, 5.2 und 6.1. des Entwurfs): 

1) Zugang durch Behörden 

Lesezugriff, aber auf für die Öffentlichkeit eingeschränkte Informationen (kontrollierte Daten), 

Authentifizierung erforderlich 

2) Zugang zu öffentlichen Daten 

Lesezugriff für jeden Akteur ohne Authentifizierung 

3) Zugriff für regulierte Akteure 

Lese- und Schreibzugriff auf kontrollierte DPP-Daten, Authentifizierung erforderlich 

4) Zugang für nicht regulierte Akteure 

Lese- und Schreibzugriff auf kontrollierte DPP-Daten, Zugang wird durch einen Wirtschaftsteil-

nehmer gewährt, Authentifizierung erforderlich.  

5) Zugang eines Verbrauchers 

Kostentreiber im Betrieb: Aktualisierung und Sicherungskopie 

 Die Aktualisierungspflicht betrifft Produktänderungen, Änderungen der Lieferanten usw. 

Sie stellt bei einer Vielzahl von Produkten einen erheblichen Kostenfaktor dar. 

 Die Aktualisierung sollte bei einer Vielzahl von Produkten im Prozess automatisiert wer-

den. 

 Die Sicherungskopie ist extern vorzuhalten und ebenso zu aktualisieren. 
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Lesezugriff auf die von ihm kontrollierten Daten, z.B. aus der Nutzung des Produkts abgeleitete 

Daten, Identifizierung erforderlich 

Kategorie 4 stellt eine verteilte Verantwortung dar, da hier andere Wirtschaftsteilnehmer Rechte ver-

geben können, z.B. der Händler für seine Kunden. Hier ist sicherzustellen, dass der jeweilige Wirt-

schaftsteilnehmer nur im Rahmen seiner Befugnis technisch handeln kann. 

Der Schreibzugriff der regulierten und nicht regulierten Akteure (Kategorien 3 und 4) birgt ein rechtli-

ches Risiko, da hier von einer Vielzahl an Akteuren DPP-Daten eingetragen und verändert werden, die 

keiner Datenqualitätskontrolle unterliegen. Soweit der Hersteller hier permanent kontrollieren 

müsste, entstünden nicht absehbare Kosten im Life cycle der einzelnen Produkte bzw. Artikel. 

Eine Begrenzung der Suchfunktion in DPP-Diensten und EU-Registern (Nr. 5.2 Ziff. 12 DIN EN 

18239:2025 Entwurf) soll die massenhafte Datenextraktion verhindern. Ausnahmen für regulierte Ba-

sisrollen und Behörden können vorgesehen werden. Damit wird das Risiko der Aufdeckung von Ge-

schäftsgeheimnissen durch nicht regulierte Akteure vermindert. Es entstehen aber weitere Kosten zum 

Schutz der Geschäftsgeheimnisse. 

Die sog. Zugangsratenbegrenzung soll durch verschiedene Wirtschaftsteilnehmer eingeführt werden 

können, wenn Risiken festgestellt und dies auch begründet werden kann, oder alternativ eine gesetz-

liche Regelung besteht (Nr. 5.2 Ziff. 16 DIN EN 18239:2025 Entwurf). Die Kosten hierfür sollten bedacht 

werden, sind aber ggf. überschaubar. 

6.6. Kostenbetrachtung nach Risikobereichen 

In der Literatur werden fünf Risikobereiche für die Ökodesign-VO vorgeschlagen (Lendle/Meister-

ernst). Auch diese können neben der Klassifizierung nach dem Data Governance Modell als Kostenan-

haltspunkte dienen. 

- Produktbezogene Risiken: unzureichende Konformität, Nichterfüllung der Ökodesign-Anforde-

rungen 

- Datenrisiken: fehlende oder qualitativ schlechte Daten, mangelnde Datenverfügbarkeit 

- Prozessrisiken: unzureichend definierte interne Abläufe 

- Lieferkettenrisiken: fehlende Nachweise von Vorlieferanten, intransparente Herkunft von Ma-

terialien, geringe Kontrolltiefe in der Lieferkette 

- Kommunikations- und Reputationsrisiken: Kritische Rezeption von tatsächlich oder vorgeblich 

nicht rechtskonformen "nachhaltigen" Produkten 

Die Identifikation und das Monitoring der Risiken verursacht Kosten, die eine zusätzliche Fokussierung 

der Perspektive in der Kostenbetrachtung ermöglichen.  
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7. Analyse der expliziten kostenrelevanten Anforderungen (Kategorie 2) 

7.1. Unverhältnismäßige Kosten nach Produktspezifizierung 

 

 

 

 

 

 

 

Die Regelung birgt eine Vielzahl von unklaren Aspekten: 

- Kosten- Nutzen-Verhältnis: Was ist allgemeiner Nutzen? Was sind die Kosten für die 

Öffentlichkeit? 

- DPP soll für ein konkretes Produkt (Artikel), Charge oder Produktmodell spezifisch sein 

In den Folgenabschätzungen zur Vorbereitung der delegierten Rechtsakte soll eine Analyse der Kosten 

und Nutzen der Festlegung von Informationsanforderungen auf Modell-, Chargen- und Artikelebene 

erfolgen. 

 

Quelle Gesetzliche Regelung oder Ziel Vorschläge für delegierte Rechtsakte/ 

Offene Fragen 

ErwGr. 33: Spezifischer DPP für Modell, Charge oder 

Artikel 

 

 nach Komplexität der Wertschöpfungskette Absenkung der Informationsanforderungen 

in der Lieferkette 

Vorschlag: Schätzung der Werte der 

Lieferanten als Regelfall ab Tier 2, wenn 

keine Meldung durch Tier 1 

 nach Größe der betreffenden Produkte  

 nach Art der betreffenden Produkte Welche Produkte erzeugen einen be-

sonderen Aufwand hinsichtlich der Erfas-

sung und Aktualisierung der Daten? 

 nach Auswirkungen der betreffenden 

Produkte 

Erleichterungen bzw. Ausnahmen für ener-

giearme Produkte bzw. mit niedrigen PCF  

(Entspricht den Zielen gem. ErwGr. 49: 

zunächst Produkte mit den größten Auswir-

kungen mit Pflichten der Ökodesign-VO 

belasten) 

 

  

ErwGr. 33: Verhinderung von unverhältsnismäßigen Kosten für Unternehmen und die Öffentlichkeit 

„Um zu verhindern, dass Unternehmen und der Öffentlichkeit Kosten entstehen, die nicht im Verhältnis zum 

allgemeinen Nutzen stehen, sollte der digitale Produktpass ferner für das konkrete Produkt, die Charge oder 

das Produktmodell spezifisch sein, je nach z. B. der Komplexität der Wertschöpfungskette, der Größe, der Art 

oder Auswirkungen der betreffenden Produkte. In den Folgenabschätzungen, die in Vorbereitung delegierter 

Rechtsakte zur Festlegung von Ökodesign-Anforderungen durchgeführt werden, sollten die Kosten und der 

Nutzen der Festlegung von Informationsanforderungen mittels digitalen Produktpässen auf Modell-, Char-

gen- oder Artikelebene analysiert werden. „ 
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7.2. Kostenlose Leistungen im Zusammenhang mit dem DPP 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle Gesetzliche Regelung oder Ziel Vorschläge für delegierte Rechtsakte/ 

Offene Fragen 

Art. 7 Abs. 7 Kostenfreie Angabe der Informationen auf 

Website oder in Anwendung 

Wahl der Bereitstellung 

Unklar, was “erforderlichenfalls” bedeutet 

Art. 10 Abs. 3  Kostenlose Zurverfügungstellung einer digi-

talen Kopie des Datenträgers oder eines 

Links zur Website durch Inverkehrbringer 

des Produktes bei Aufnahme von Infor-

mationen in den DPP aufgrund anderer Ge-

setze 

Kein Spielraum zur Kostenminimierung 

 

8. Mehraufwand durch regulatorische Unklarheiten der Ökodesign-VO 

8.1. Regelungsziel Speicherung DPP durch unabhängige Dritte 

Die Verpflichtung zur Datenbereitstellung des DPP bezieht sich auf die jeweils aktuelle Fassung ein-

schließlich der notwendigen Updates (Art. 27 Abs. 1c), Art. 9 Ökodesign-VO, für Importeure: Art. 29 

Abs. 2c) Ökodesign-VO). Die Sicherungskopie ist durch einen unabhängigen Digitalproduktpass-Dienst-

leister (DPP-DL)zu speichern (Art. 27 Abs. 1c), Art. 10 Abs. 4, Art. 11 Abs. 1 c) Ökodesign-VO). Dieser 

Art. 7 Abs. 7: Informationsanforderungen und Bereitstellung “erforderlichenfalls” 

„In den Informationsanforderungen ist anzugeben, wie die erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 

stellen sind. Wenn ein digitaler Produktpass verfügbar ist, sind die erforderlichen Informationen darin an-

zugeben und erforderlichenfalls auch auf eine oder mehrere der folgenden Arten bereitzustellen: 

a) auf dem Produkt selbst, 

b) auf der Verpackung des Produkts, 

c) auf einem in Artikel 16 genannten Etikett, 

d) in einer Bedienungsanleitung oder anderen dem Produkt beigefügten Unterlagen, 

e) kostenfrei auf einer Website oder in einer Anwendung. 

 

Informationen, die die Rückverfolgung besorgniserregender Stoffe gemäß Absatz 5 ermöglichen, sind ent-

weder auf dem Produkt anzugeben oder über einen auf dem Produkt befindlichen Datenträger zugänglich 

zu machen.“ 

 

Art. 10 Abs. 3: Bereitstellung Datenträger oder Link kostenlos 

Der Wirtschaftsteilnehmer, der das Produkt in Verkehr bringt, 

a) stellt den Händlern und Anbietern von Online-Marktplätzen eine digitale Kopie des Datenträgers oder 

gegebenenfalls die eindeutige Produktkennung bereit, damit sie den Datenträger oder die eindeutige Pro-

duktkennung ihren potenziellen Kunden zur Verfügung stellen können, wenn sie keinen physischen Zugang 

zu dem Produkt haben. 

 

b) stellt die in Buchstabe a genannte digitale Kopie oder den Link zu einer Website unverzüglich, in jedem 

Fall aber innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt der entsprechenden Aufforderung kostenlos zur Ver-

fügung. 
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Dienstleister könnte auch den eigentlich DPP speichern (Art. 11 Abs. 1 c) Ökodesign-VO). Die Referenz 

des DPP-DL ist im DPP zu speichern ( ARt. 9, Anhang III lit. l) Ökodesign-VO). 

Sinn und Zweck ist nicht primär die Datensicherheit mit unabhängiger IT-Infrastruktur, sondern die 

technische und rechtliche Absicherung bei Ausfällen des Herstellers wie Insolvenz, Liquidation oder 

Einstellung seiner Tätigkeit (ErwGr. 38 Ökodesign-VO). 

Spielraum für Kosteneinsparungen ergeben sich aus der gesetzlichen Lage nicht. Die Unabhängigkeit 

ist festgeschrieben. Unklarheiten bestehen hinsichtlich der  

- erforderlichen technischen Sicherungsmaßnahmen des DPP-DL 

- Unabhängigkeit: andere Rechtsperson, auch Konzernunternehmen zulässig? 

- "Chinese Walls" mit anderen Daten des Herstellers bei demselben Clouddienstleister 

- Erfüllung der Aufgaben nach dem Data Act 

- Recht oder Pflicht zur Übernahme der DPP-Daten bei Unternehmensübergang 

- Wer betreibt die Sicherungsinfrastruktur bei Einstellung der Geschäftstätigkeit und des Ver-

triebs der Produkte weiter? Wer übernimmt hierfür die Kosten? 

-  

Die Situation ist am ehesten dem sog. Data Escrow zu vergleichen, da es ggf. um große Mengen von 

Daten geht, und nicht dem Software Escrow, bei dem der Source Code bei einem vertrauenswürdigen 

Dritten hinterlegt wird. Im Gegensatz hierzu geht es aber bei der Sicherungskopie zum DPP um eine 

gesetzliche Anordnung und nicht um eine freiwillige vertragliche Verpflichtung. 

8.2. Offene Anzahl von Stakeholdern 

Die Kreislauforientierung der Ökodesign-VO erzeugt eine rechtliche Betrachtungsweise, die bisher im 

Legal Management und Compliance nicht vorhanden war. Konnten bisher die Compliance-Kosten dem 

eigenen Unternehmen und den direkten Lieferanten (mit direkten vertraglichen Beziehungen) zuge-

ordnet werden, erweitert die Ökodesign-VO Pflichten und damit Kosten auf eine unbestimmte Anzahl 

von Stakeholdern. Dazu gehören alle sonstigen Stakeholder: 

 Zivilgesellschaft 

 Aufsichtsbehörden 

 Recycling 

 … 

Die Kosten sind hier mangels Festlegung nicht absehbar. Eine Festlegung in den delegierten Rechtsak-

ten und eine Begrenzung auf die sog. "direkte Betroffenheit" könnte die Rechtssicherheit erhöhen und 

Kosten senken (siehe Kapitel 9). 

8.3. Unklarheit der Pflichten im Lebenszyklus 

Die Ökodesign-VO erstreckt die Produktpflichten auf den gesamten Lebenszyklus eines Produktes. Dies 

bedeutet, dass die Pflichten auch nach der „eigenen“ Produktphase, z.B. Herstellung oder Verkauf 

bestehen bleiben. Die Aktualisierung des DPP in den Phasen Aftersales (Service, Reparatur) und Wie-

derverwendung (Recycling) kann aufgrund der Wissenshoheit ihrer eigenen Services nur durch die ent-

sprechenden Akteure erfolgen. Denkbare Szenarien wären Veränderungen oder Anpassungen wie 

Reparaturen, die relevante Änderungen hinsichtlich der Erfüllung der Ökodesign-Anforderungen be-

wirken. 
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Bisher ist unklar, ob der Hersteller aufgrund der Ökodesign-VO Kontroll- oder Beobachtungspflichten 

für die nicht von ihm eingestellten Daten im DPP hat, die bei Nichtbeachtung Haftung auslösen. Aus 

dem Produkthaftungsrecht sind Szenarien bekannt, bei denen die Marktbeobachtungspflicht auch für 

von Dritten eingebaut Teile gilt (sog. Honda-Urteil, BGH 1986). Dies könnte auf die Reparaturinforma-

tionen übertragbar sein, da die Konformität mit den Ökodesign-Anforderungen eine Marktzugangsre-

gelung darstellt. Andererseits handelt es sich beim DPP nicht um eine direkte Produkteigenschaft, son-

dern um Informationen über allgemeine Produktaspekte, was gegen eine rechtlich vergleichbare 

Pflichten- und Haftungslage spricht. Bis hier keine Klarheit über die Pflichten des Herstellers herrscht, 

ist das Kostenrisiko nicht absehbar. 

8.4. Mehraufwand durch begriffliche Unklarheiten 

In der Ökodesign-VO werden zahlreiche allgemeine Formulierungen verwendet, die der Konkretisier-

ung durch delegierte Rechtsakte bedürfen. Alternativ müsste sich eine Best Practice über die Stand-

ardisierung entwickeln. Ansonsten bliebe nur die Rechtsprechung abzuwarten, was zu langfristigen 

unkalkulierbaren Kostenrisiken führen würde. 

Art. 5 Ökodesign-VO 

- Was heißt voraussichtliche Lebensdauer eines Produktes? Welche Maßstäbe werden hier an-

gelegt? 

- Wie werden die Akteure unterschieden: Wirtschaftsteilnehmer und sonstige? Sind weitere 

Gruppierungen zulässig, wie es der Normentwurf ISO 18239 vorsieht? 

- Wann sind “unverhältnismäßige nachteilige Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit der 

Wirtschaftsteilnehmer und anderer Akteure in der Wertschöpfungskette” gegeben? Wie ist 

dies insbesondere für KMU zu beurteilen? 

- Wann ist ein “Aufzwingen” von proprietären Technologien für Hersteller oder andere Akteure 

der Wirtschaftskette gegeben? 

- Was sind “unverhältnismäßige administrative Belastungen” für Hersteller oder andere Ak-

teure der Wirtschaftskette? Wie ist dies insbesondere für KMU zu beurteilen? 

Art. 7 Ökodesign-VO 

- Wie dürfen weitere Informationen in den delegierten Rechtsakten festgelegt werden, die 

nach der Ökodesign-VO nur “gegebenenfalls” zur verlangen sind (Art. 7 Abs. 2 b) Ökodesign-

VO) (ebenso Nusser/Fehse 2025). 

9. Fehlende Kohärenz des Rechtsrahmens 

9.1. Strukturell vergleichbare Probleme trotz unterschiedlicher Gesetzesziele 

In den Trilog-Verhandlungen haben EP, Rat und EU-Kommission ein gemeinsames Ergebnis für die Om-

nibus-1-Initiative und die Anpassung der CSRD (Corporate Sustainability Reporting Directive) und der 

CSDDD (Corporate Sustainability Due Diligence Directive) erreicht, das vom Europäischen Parlament 

am 16.12.2025 angenommen wurde (EP 2025b). 

Die Ziele von CSRD, CSDDD und Ökodesign-VO sind allerdings unterschiedlich: 
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Ökodesign-VO CSDDD CSRD 

Informationen über Ökode-

sign-Anforderungen von Pro-

dukten 

Compliance in der Lieferkette hin-

sichtlich Arbeitsschutz und Umwelt 

Bereitstellung von Informationen über 

Tätigkeiten des Unternehmens hin-

sichtlich Nachhaltigkeit als Basis für In-

vestitionsentscheidungen 

 

Währdend die CSRD die unternehmerisch strategischen Ziele und die Berichterstattung hierzu betrifft, 

ist die CSDDD mit der Steuerung der Lieferantenkette in der Beschaffung bereits näher am Wertschöp-

fungsprozess. Die Ökodesign-VO schafft die engste Produktverknüpfung. Der DPP ist eine Marktzu-

gangsvoraussetzung des Produkts (Lendle/Meisterernst 2025). 

In allen Gesetzen wird betont, dass die Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen von der Bereitstel-

lung und dem Teilen qualitativ hochwertiger Daten abhängt. Dies soll bei den drei Gesetzen durch 

harmonisierte, standardisierte, strukturierte und interoperable digitale Formate ermöglicht werden 

(ErwGr. 12a EP 2025b; Art. 10 Abs. 1d), Art. 11 Ökodesign-VO). Das Ziel der Einheitlichkeit mit der 

übrigen EU-Gesetzgebung (Consistency) wird für die CSRD explizit betont (ErwGr. 12a EP 2025b). 

Auch wenn kein Vergleich nach Datenvolumina und Granularität der Daten für die unterschiedlichen 

Gesetze vorliegt, ist die Vielzahl der Daten und Datenpunkte als einer der Hauptkostentreiber für 

jedes Gesetz identifizierbar (für CSRD: ErwGr. 17b EP 2025b, für CSDDD und Ökodesign-VO: DIHK 

2026).  

Mit der Omnibus-1-Initiative soll ausdrücklich die administrative Belastung durch das Sammeln, Ver-

arbeiten und Teilen der Daten verringert werden (ErwGr. 12a, 17b, 19d  EP 2025b).  

 „Das Parlament hat zugehört und hat die Bedenken der Arbeitgeber in ganz Europa zur Kenntnis ge-

nommen. Mit einer breiten Mehrheit wurde heute eine historische Kostensenkung beschlossen, ohne 

die Nachhaltigkeitsziele Europas aus den Augen zu verlieren. Dies ist ein wichtiger erster Schritt im 

Rahmen der laufenden Bemühungen zur Vereinfachung der EU-Vorschriften“ (Jörgen Warborn, Bericht-

erstatter des Rechtsausschusses, EP 2025a). 

Die Schwellenwerte für die betroffenen Unternehmen sind nunmehr in allen drei Gesetzen unter-

schiedlich. Eine umfassende Einschränkung auf Tier-1 liegt weder für die CSRD noch für die CSDDD vor.  

Insgesamt zeigt sich, dass die Ökodesign-VO noch in der Diktion des Green Deal vor den Omnibus-

Initiativen erlassen wurde. Der Anpassungsbedarf hinsichtlich der Vereinfachung der Compliance-An-

forderungen und Verringerung der administrativen Belastungen wurde bereits erkannt (EP 2025c). In 

den delegierten Rechtsakten sollte die Zielrichtung der Vereinfachung und Kostensenkung umgesetzt 

werden. Im Folgenden werden die Friktionen in der Kohärenz des Rechtsrahmens zwischen der CSRD, 

CSDDD und der Ökodesign-VO dargestellt. Jeder einzelne Punkt ist anhand der gesetzlichen Ziele kont-

rovers diskutierbar. 

9.2. Verhältnis zur CSRD und Wertungswidersprüche 

9.2.1. Anwendbarkeit von CSRD und Ökodesign-VO 

Die CSRD und die Ökodesign-VO sind nebeneinander anwendbar. Schnittstellen bestehen bei der Of-

fenlegung von Informationen über unverkaufte Verbraucherprodukte. Sie kann in die Nachhaltigkeits-

berichterstattung aufgenommen werden (Art. 24 Abs. 1, UA. 2 Ökodesign-VO, EU Commission 2024). 
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Klein- und Kleinstunternehmen sind von dieser Verpflichtung befreit. Mittlere Unternehmen müssen 

ab dem 19. Juli 2030 offenlegen. Gleiches gilt für das Vernichtungsverbot unverkaufter Verbraucher-

produkte (Art. 25 Ökodesign-VO). Insofern besteht schon hier eine Lücke im Anwendungsbereich bei-

der Regelungen für Unternehmen mit 250 bis 1000 Beschäftigten (Mittlere Unternehmen bis zur 

Grenze der Anwendbarkeit der CSRD). 

Die Daten für den DPP für spezifische Produkte gehen über die Informationen zur Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung hinaus (DIHK 2025). Die verbesserte Umweltleistung des Unternehmens in Bezug auf 

die Ökodesign-Anforderungen der Produkte kann aber grundsätzlich auch in der unternehmensweiten 

Berichterstattung reflektiert werden (EU Commission 2024). 

9.2.2. Unternehmensgröße 

Die CSRD soll künftig auf Unternehmen angewendet werden, die im Durchschnitt mehr als 1000 Be-

schäftigte im letzten Finanzjahr hatten und einen Jahresumsatz von 450 Mio. überschreiten (Art. 2 und 

3, EP 2025b). Sie sind zur Berichterstattung darüber verpflichtet, wie Belange der Nachhaltigkeit die 

Entwicklung, Leistung und Stellung ihres Unternehmens beeinflussen und wie ihr Unternehmen Be-

lange der Nachhaltigkeit beeinflusst (sog. doppelte Wesentlichkeitsanalyse, Art. 2 Abs. 2, EP 2025b). 

Ursprünglich sollten nur die KMU bis 250 Beschäftigte ausgenommen werden. Der Anwendungsbe-

reich wird gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag um ca. 90% reduziert (Spahn 2025). 

9.2.3. Vereinfachung der Berichterstattung zur Nachhaltigkeit 

Mit der Omnibus-1-Initiative soll die Nachhaltigskeitsberichterstattung inhaltlich vereinfacht und für 

weniger Unternehmen verpflichtend werden (ErwGr. 19a EP 2025b). Das „Prinzip des angemessenen 

Aufwands“ wird ein zentrales Leitmotiv. Informationen sollen weitestgehend ausgelassen werden 

können, wenn die Daten, insbesondere aus der Lieferkette nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu 

beschaffen sind („undue cost and effort“, Spahn 2025). 

Die branchenspezifische Berichterstattung wird freiwillig. Die EU-Kommission soll hier nur mit Leitli-

nien nach Konsultation mit den Stakeholdern unterstützen (ErwGr. 13 EP 2025b).  

„Das Omnibus-Update ist ein starkes Signal für mehr Pragmatismus in der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Die radikale Kürzung der Datenpunkte und die Ausweitung von Wesentlichkeitsfiltern neh-

men den Unternehmen die Last einer reinen Compliance-Übung“ (Spahn 2025). 

Bei der Ökodesign-VO hingegen sind vielfache Produktspezifizierungen durch delegierte Rechtsakte 

vorgesehen (Art. 18 Ökodesign-VO; EU-Kommission 2025). 

9.2.4. Verringerung der Datenpunkte und minimale technische Anforderungen 

Zu den Datenbereitstellungen sollen umfangreiche Anpassungen vorgenommen werden (ErwGr. 12a 

EP 2025b): 

(1) Verringerung der Zahl der Datenpunkte (um 60%: Spahn 2025) 

(2) Priorisierung von quantitativen Punkte gegenüber textuellen Angaben 

(3) Unterscheidung nach Pflicht- und freiwilligen Datenpunkten mit Streichung der freiwilligen 

Angaben (May-Datapoints) aus dem verpflichtenden Text (Spahn 2025) 

(4) Konkretisierung der Anwendung des Wesentlichkeitsprinzips 
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(5) Verbesserung der Einheitlichkeit mit anderer EU-Gesetzgebung 

(6) Interoperabilität mit globalen Reporting Standards. 

Die Anforderungen an die technische Interoperabilität der digitalen Systeme für das Datenmanage-

ment und Berichterstattung sollen minimal sein („setting minimum technical requirements“). 

9.2.5. Lieferkette 

Sog. “geschützte Unternehmen” mit weniger als 1000 Beschäftigten im vergangenen Geschäftsjahr 

müssen ihren größeren Geschäftspartner keine Informationen zur Verfügung stellen, die über das 

hinausgehen, was in den Standards zur freiwiligen Berichterstattung festgelegt werden wird (Art. 2 

Abs. 2b) und c) und Abs. 4, ErwGr. 9 EP 2025b). Dies darf auch nicht in Lieferantenverträgen vereinbart 

werden. Entsprechende Klauseln sind nichtig (Art. 2 Abs. 2c), EP 2025b). Daten sind nur zum Zweck der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung zu fordern und zu liefern. Schützenswerte Daten wie Geschäftsge-

heimnisse oder IP dürfen verweigert werden. Das ist zu begründen und zu dokumentieren Art. 2d, EP 

2025b). 

Die Schwierigkeiten bei der Erhebung der Daten in der Lieferkette für die Nachhaltigkeitsberichter-

stattung sollen berücksichtigt werden. Die gilt insbesondere bei den Lieferanten, die nicht der Berichts-

pflicht unterliegen, und solchen aus Schwellenmärkten (ErwGr. 12a EP 2025b). Bei der Größe der Un-

ternehmen in der Lieferkette dürfen sich die berichtspflichtigen Unternehmen auf die Angaben der 

Geschäftspartner verlassen, es sei denn sie haben offensichtliche Anhaltspunkte oder Kenntnis von 

falschen Angaben (Art. 2 Abs. 2c) und Abs. 4, ErwGr. 9, EP 2025b). 

Die Ökodesign-VO geht hingegen von der verpflichtenden Lieferung der Daten zum DPP in der 

gesamten Lieferkette aus (EU Commission 2024).. Nur wenn eine Festlegung in den delegierten 

Rechtsakten erfolgt, kann eine Eigenbewertung durch die Hersteller erfolgen (Art. 28 Ökodesign-VO). 

Hier ist die Anpassung der delegierten Rechtsakte an den Geist der Omnibus-1-Initiative wünsch-

enswert. 

9.2.6. Behandlung von KMU 

Die sog. geschützten Unternehmen bis 1000 Beschäftige (value-chain cap) sollen von der Kommission 

in einem delegierten Rechtsakt mit freiwilligen Standards unterstützt werden (ErwGr. 14a EP 2025b).: 

(1) Relevant und angemessen zur Unternehmensgröße und Art dieser Unternehmen 

(2) Vereinfachte Sprache 

(3) „Think small“ als Leitprinzip 

(4) Weitestgehende Ab- und Übereinstimmung mit EMAS (VO EG 1221/2009) 

Die Ökodesign-VO sieht zwar geplante Erleichterungen für KMU hinsichtlich der Kosten, administra-

tiven Belastungen und erleichterten Zugang zu Informationen vor, nimmt diese aber nicht aus dem 

Anwendungsbereich aus. 

9.3. Wertungswidersprüche mit der CSDDD 

9.3.1. Anwendbarkeit der CSDDD und Ökodesign-VO 

Die Vorgaben der CSDDD (Corporate Sustainability Due Diligence Directive) gelten ergänzend zu den 

sonstigen Gesetzen in den Bereichen der Umwelt und der Menschenrechte für die  Sorgfaltspflichten 
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im eigenen Unternehmen und in der Lieferkette. Außerhalb dieser Anwendungsbereiche ersetzt die 

CSDDD die sonstigen Gesetze nicht, ausdrücklich auch nicht im Bereich des Produktsicherheitsrechts 

(Art. 4 Abs. 1a), ErwGr. 19c, EP 2025b).  

Die Ökodesign-VO als Produktrecht und die Vorgaben zum DPP werden durch die CSDDD nicht unmit-

telbar verändert. 

9.3.2. Unternehmensgröße 

Die CSDDD nimmt künftig einen Großteil der Unternehmen von ihren Verpflichtungen aus. Die An-

wendbarkeit ist im Gegensatz zur Ökodesign-VO auf große Unternehmen mit mehr als 5000 Beschäfti-

gen  und einem Jahresumsatz von mehr als 1,5 Mrd. beschränkt (Art. 4, EP 2025b). 

Die Ökodesign-VO sieht zwar geplante Erleichterungen für KMU hinsichtlich der Kosten, administra-

tiven Belastungen und erleichterten Zugang zu Informationen vor, nimmt diese aber nicht aus dem 

Anwendungsbereich aus. 

9.3.3. Vereinfachung und Risikoanalyse in der Lieferkette 

Vereinfachung und Verringerung der administrativen Belastungen sind Hauptziele der Anpassung der 

CSDDD durch die Omnibus-1 Initiative noch vor Inkrafttreten der CSDDD (ErwGr. 19d, EP 2025b).  

Die Verpflichtung zur umfassenden Risikoanalyse der Lieferkette ist im ersten Schritt entfallen (com-

prehensive mapping, Spahn 2025). Die Unternehmen können sich mit einem risikobasierten Ansatz 

zunächst auf eine abstrakte Risikoanalyse (scoping exercise) mit bei angemessenem Aufwand verfüg-

baren Informationen (reasonably available information) stützen, um allgemein Risiken in ihrer eigenen 

Organisation, Tochterunternehmen oder in der Lieferkette festzustellen. Dies schließt grundsätzlich 

zunächst die Abfrage bei den Geschäftspartnern aus (ErwGr. 21, EP 2025b, Art.  8 Abs. 2(a) CSDDD-E). 

Auf Basis dieser Risikoanalyse ist dann eine vertiefte Risikoprüfung (in-depth-assessment) für die Be-

reiche durchzuführen, bei denen die Risikoverwirklichung am wahrscheinlichsten ist und den größten 

potenziellen Schaden birgt. Informationen von Geschäftspartnern sind nur in diesen Bereichen einzu-

holen. Bei gleich hohem Risiko sind die direkten Geschäftspartner zu priorisieren (Art. 4 Abs. 4, ErwGr. 

21a, EP 2025b, Art. 8 Abs. 2 (b) CSDDD-E). 

Der sog. „Trickle-down“-Effekt beinhaltet, dass nur notwendige, zielgerichtete und verhältnismäßige 

Informationen vom Geschäftspartner eingeholt werden dürfen. Die nach der CSDDD nicht verpflichte-

ten Geschäftspartner unter 5000 Beschäftigten dürfen nur angefragt werden, wenn es keine ander-

weitige zumutbare Informationsquellen wie unabhängige Berichte oder Stakeholder-Initiativen gibt 

(ErwGr. 22, EP 2025b). 

Zu Einzelheiten siehe Anhang Nr. 3 Vergleich CSRD, CSDDD und Ökodesign-VO. 

In Gegensatz zur Ökodesign-VO, die die Verpflichtung zur Einholung von Informationen in der gesamten 

Lieferkette vorsieht, soll nach der CSDDD-E abgestuft werden mit einer ersten Risikoeinschätzung auf 

Basis allgemeiner  Informationen und einer vertieften Risikoanalyse mit Informationen aus der 

Lieferkette. Hierbei sind die direkten Geschäftspartner zu priorisieren. Die nicht von der CSDDD 

erfassten Unternehmen dürfen nur angefragt werden, wenn keine anderweitige Informationsbeschaf-

fung zumutbar ist. 
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9.3.4. Stakeholder-Beteiligung 

Zur Verringerung der Belastungen der Unternehmen werden die Stakeholder auf diejenigen begrenzt, 

deren Rechte oder Interessen durch die Produkte, Dienstleistungen oder sonstige unternehmerische 

Aktivitäten in dem spezifischen Stadium der Ermittlung der Sorgfaltspflichten direkt betroffen sind 

oder sein können. Dazu gehören die Arbeitnehmer, Arbeitnehmervertreter, Gewerkschaften sowie 

Einzelne oder Gruppierungen (Art. 4, ErwGr. 24, EP 2025b). 

Dies steht im Gegensatz zu der offenen Anzahl der Stakeholder („und andere maßgebliche Akteure"), 

die nach der Ökodesign-VO Zugang zum DPP erhalten sollen (Art. 11b) Ökodesign-VO). Die „Maßgeb-

lichkeit“ sollte im Sinne einer „direkten Betroffenheit“ interpretiert werden. Allen anderen Stakehol-

dern sollte nur der öffentliche Teil des DPP zur Verfügung stehen. Andernfalls wird das Rechte-Rollen-

Management sehr kostenintensiv. 

9.3.5. Rechtsfolgen und Haftung 

Wenn negative Folgen nicht abgewendet oder vermindert werden können, ist die Lieferantenbezie-

hung nach der Fassung der Omnibus-1-Initiative nicht zu beenden, sondern zu suspendieren. Neue 

Geschäftsbeziehungen zu den potenziellen Partnern dürfen nicht mehr aufgenommen werden (Art. 10 

Abs. 6 CSDDD-E). 

Für eine unzureichende Risikoanalyse soll keine Haftung nach Art. 29 CSDDD begründet werden kön-

nen (ErwGr. 22a, EP 2025b). Solange eine berechtigte Erwartung besteht, dass ein Präventions- bzw. 

Abhilfeplan Erfolg haben kann, ist die Haftung auch bei Fortsetzung der Lieferantenbeziehung ausge-

schlossen (Art. 10 Abs. 6 UA 2 CSDDD-E). 

Die Mitgliedstaaten sollen für sonstige Verstöße eine Haftung bis zu 3% des weltweiten Nettoumsatzes 

begründen können (ErwGr. 27, EP 2025b, Art. 27 Abs. 4 CSDDD-E). Dies wird insbesondere die Haftung 

für eigene Verstöße betreffen (DIHK 2025). 

Nach der Ökodesign-VO haftet der Hersteller bzw. Inverkehrbringer nach derzeitiger Lage vollumfäng-

lich für die Richtigkeit der Daten im DPP während des gesamten Lebenszyklus. Eine Begrenzung der 

Haftung auf die Datenakquise von Tier-1 würde hier ausreichen. Denn die Regresskette ermöglicht die 

Inanspruchnahme der weiteren Teil  der Lieferkette. Dies wäre auch sachgerecht, denn die Datenliefe-

rung für den DPP außerhalb seiner vertraglichen Beziehungen ist durch den Hersteller rechtlich weder 

steuerbar noch tatsächlich beherrschbar. 

10. Erleichterungen für  KMU 

10.1. Definition KMU 

Für die Anwendung der Ökodesign-VO gilt die KMU-Definition der Empfehlung 2003/361/EG (Art. 2 

Abs. 2 Ökodesign-VO). 
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10.2. Geltungsbeginn soll KMU berücksichtigen 

Das Inkrafttreten der Ökodesign-VO soll sowohl hinsichtlich der Umsetzung der Verordnung selbst als 

auch der delegierten Rechtsakte auf die Bedürfnisse der KMU Rücksicht nehmen (Art. 4 Abs. 4 Ökode-

sign-VO). Minimalanforderungen sind eine Regel-Vorbereitungszeit von 18 Monaten zwischen Erlass 

von delegierten Rechtsakten und Geltung. 

KMU werden aber im Gegensatz zu CSRD und CSDDD nicht grundsätzlich vom Anwendungsbereich der 

Ökodesign-VO und der Verpflichtung zur Datenbereitstellung oder Datenlieferung für einen DPP aus-

genommen (siehe auch Nusser/Fehse 2025). 

10.3. Verhinderung von unverhältnismäßiger Administration für KMU 

Die Ökodesign-Anforderungen sollen für Hersteller und andere Akteure nicht zu unverhältnismäßigen 

administrativen Belastungen führen. Genannt werden insbesondere KMU (Art. 5 Abs. 11 f) Ökodesign-

VO). Konkretisiert wird dies für die Informationspflichten an die Marktüberwachungsbehörden (Art. 

37 und 37 Ökodesign-VO). 

Soweit durch die Studie eine sehr hohe administrative Belastung gezeigt werden kann, sollte dies in 

den Stakeholderdialog zur  Umsetzung in die delegierten Rechtsakte einfließen. 

10.4. Verhinderung der unverhältnismäßigen Kosten für KMU 

Kosten für KMU sollen verhindert werden, wenn sie unverhältnismäßig sind. Offen bleiben die Grö-

ßenordnungen. 

 

 

 

KMU (Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen) 

Mittleres Unternehmen 

 weniger als 250 Beschäftigte und 

 Max. Jahresumsatz von 50 Mio. Euro erzielen oder  

 Max. Jahresbilanzsumme 43 Mio. Euro 

Kleines Unternehmen 

 weniger als 50 Personen Beschäftigte und 

 Max. Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz von 10 Mio. Euro  

Kleinstunternehmen  

 weniger als 10 Personen Beschäftigte und 

 Max. Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz von 2 Mio. Euro  

Verbundene Unternehmen und Partnerunternehmen (Kapital- oder Stimmanteil von mehr 25% oder mehr am nachgeschal-

teten Unternehmen und keine Ausnahme wie reine institutionelle Anleger oder öffentliche Stellen) werden gemeinsam 

gezählt. 

Empfehlung 2003/361/EG, Anhang Art. 2 

ErwGr. 33: Verhinderung von unverhältsnismäßigen Kosten für KMU 

„Sofern der digitale Produktpass auf kostenpflichtigen Normen beruht, sollte in der Folgenabschätzung 

auch geprüft werden, ob diese Tatsache angemessen ist und wie unverhältnismäßige Kosten für Kleinst-, 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) verhindert werden können.“ 
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Soweit durch die Studie eine sehr hohe Kostenbelastung gezeigt werden kann, sollte dies in den Sta-

keholderdialog zur  Umsetzung in die delegierten Rechtsakte einfließen. 

 

 

10.5. Unterstützung von KMU mit Informationen und Netzwerk 

KMU sollen bei der Beschaffung von Informationen und im Netzwerk auch finanziell unterstützt 

werden. 

Quelle Gesetzliche Regelung 

oder Ziel 

Maßnahme der EU 

Art. 22, 

ErwGr. 54 

Kosten und Schwierig-

keiten für KMU  

 Auswirkungen der Anforderungen auf KMU 

berücksichtigen 

 Bereistellung angemessener Informationen ein- 

schließlich Leitlinien 

 Angebot von gezielten und spezialisierten Schulungen 

 Gezielte Unterstützung und Förderung von KMU, 

auch finanziell 

 Bereitstellung von digitalen Instrumenten für die Le-

benszyklusanalyse und Berechnung des PCF 

 Förderung der Umsetzung des DPP 

 Finanzielle Unterstützung zur Teilnahme am Ökode-

sign-Forum 

 Leicht zugängliche Informationen über verfügbare fi-

nanzielle Unterstützung und Finanzierungspro-

gramme 

 

  

Quelle Gesetzliche Regelung oder Ziel Vorschläge zur Regelung für delegierte 

Rechtsakte/ Offene Fragen 

ErwGr. 33: Kostenpflichtige Norm Welche sind das? Siehe Ausführungen oben 

 Ist die Kostenpflichtigkeit angemessen? Was heißt angemessen? 

 Entstehen unverhältnismäßige Kosten für 

KMU? 

Was ist für KMU unverhältnismäßig? 

 Wie können diese für KMU verhindert 

werden? 

Kappungsgrenzen für Kosten für DPP# 

Pauschalierungen 
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11. Handlungsempfehlungen zu Minderung der Kostenbelastung und Verbesserung der Wettbe-

werbsfähigkeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

11.1. Änderung der Ökodesign-VO 

Beschränkung des Anwendungsbereichs der Ökodesign-VO für bestimmte Unternehmen oder Pro-

dukte 

Vergleichbar zu CSRD und CSDDD könnte der Anwendungsbereich des DPP für bestimmte Unterneh-

men, mindestens KMU, beschränkt werden. Zudem könnte der sachliche Anwendungsbereich durch 

Herausnahme von bestimmten Produktgruppen eingeschränkt werden, was durch delegierte Rechts-

akte nicht zulässig ist (Art. 4 Asb. 3 Ökodesign-VO). Hierfür wäre eine Änderung der Verordnung selbst 

notwendig. 

11.2. Maßnahmen mit unmittelbarem Bezug zur Ökodesign-VO 

Vermeidung von Kosten durch Over-Compliance nach bisherigen Festlegungen 

Das Potential zur Vermeidung von optionalen Kosten oder Übererfüllung der DPP-Anforderungen ist 

gering, da nur in Einzelfällen direkte gesetzliche Spielräume oder Wahlmöglichkeiten bestehen. 

Die Ökodesign-VO bietet Wahlmöglichkeiten bei der Umsetzung: 

 Datenträger 

 Speicherort der Informationen 

 Granularität des Produktbezugs (Gruppe, Produkt: Modell, Charge, Artikel) 

Diese Wahlmöglichkeiten sollten kosteneffizient genutzt werden, soweit das möglich ist. 

Nach Auslaufen der Verpflichtung zur Bereitstellung der DPP-Daten sollten diese gelöscht werden 

(voraussichtliche Lebensdauer). 

Standardisierte Stakeholder-Rollen 

Die Rollen der Stakeholder sollten nach den im Gesetz vorgesehenen Kategorien mit der Informati-

onslieferung standardmäßig verknüpft werden. Auch wenn ene Begrenzung in den delegierten 

Rechtsakten auf "unmittelbar Betroffene" anzustreben ist,  könnten sich weitere Kategorien aus den 

delegierten Rechtsakten ergeben. Dies betrifft insbesondere die in der Ökodesign-VO genannten, 

nicht dem Lieferantennetzwerk angehörenden Stakeholder, wie die „Interessensverwalter“ der Ge-

sellschaft.  

Beim Lieferanten-Netzwerk und weiteren optionalen Vertragspartnern (Lizenzbereich) sollten immer 

Ergebnis 

 Bei Anwendung der Ökodesign-VO in der derzeitigen Fassung liegen die Kostenoptimierungspo-

tentiale eher in der Gestaltung der Prozesse und des technischen Datenmanagements als im 

rechtlichen Bereich.  

 Die Ausgestaltung der delegierten Rechtsakte birgt hingegen erhebliche Potenziale zur 

Kostenminderung. 

 Die gesetzliche Begrenzung des sachlichen und persönlichen Anwendungsbereiches analog zur 

CSRD und CSDDD hinsichtlich Hersteller und Lieferanten hätte weitgehende Kostenminderungs-

folgen. 
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Kategorien gebildet werden, die nach ihren Rechten und Rollen mit der Datenlieferung und den Zu-

gangsrechten sowie dem Schutz von Geschäftgeheimnissen verknüpft werden.  

Die permanente Änderung der Stakeholder-Gruppen erfordert ein dauerhaftes Rechte-Rollen-Ma-

nagement mit einfachen und kostengünstigen Onboarding- und Exit-Lösungen. 

11.3. Handlungsbedarf bei delegierten Rechtsakten und Standardisierung 

Folgende Themenbereiche können bei der Konkretisierung durch die sog. delegierten Rechtsakte als 

Kostentreiber oder -reduktoren wirken: 

(1) Lieferkette (Art. 38 Ökodesign-VO):  

- Anwendung der Prinzipien der CSRD und CSDDD bei Umsetzung der Informationsanforderun-

gen:  

- sog. geschützte Unternehmen,  

- Anwendung des Trickle-Down-Effektes  

- Anwendung des "undue-cost-and-effort"- Prinzips 

(2) Konkretisierung der unklaren Rechtsbegriffe (Art. 5 Ökodesign-VO) 

(3) Beschränkung der erforderlichen Informationen (Art. 7 Ökodesign-VO: "gegebenenfalls") 

(4) Verringerung der Granularität bei Produktleveln (Art. 9 Ökodesign-VO) 

(5) Tatsächliche Verringerung der administrativen Belastungen, nicht nur für KMU 

- Verminderung der Datenpunkte 

- Pauschalierung der Aktualisierungsfristen 

- Begrenzung der Nachprüfungspflichten der DPP-Daten auf Plausibilisierung 

- Keine Monitoringpflichten für Eintragungen anderer Stakeholder 

 

Die Entwürfe der Standards sollten mit Blick auf die Kosten in den folgenden Punkten überarbeitet 

bzw. ergänzt werden: 

(1) Akteure mit Gesetz synchronisieren 

Die Kategorien der Standardisierung nach Entwurf DIN_ISO 18239:2025 für die Akteure sollten kohärent 

mit der Ökodesign-VO einschließlich der delegierten Rechtsakten gestaltet werden. 

(2) Standardisierung der Bereitstellung des DPP 

Bereitstellung für Unternehmen, insbesondere KMU 

- Vorgehensmodell Legal Data Governance 

- Gruppen von Akteuren mit typischen Datensätzen für DPP 

- Prozess Anonymisierung personenbezogene Daten 

- Architekturen technische Sicherheit, Datensicherheit, offene Schnittstellen 
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12. Ergebnis und Zusammenfassung 

Die Diktion der Ökodesign-VO ist nicht im Einklang mit den anderen ESG-Regularien, wie der CSRD oder 

der CSDDD nach der Omnibus-1-Initiative. Auch wenn die Ziele der Gesetze unterschiedlich sind, sollte 

die Kohärenz des Rechtsrahmens nach den Regelungsmechanismen wie Anwendbarkeit auf bestimmte 

Unternehmen, Datenpunkte und Datenakquise, Vorgaben für die Lieferantenkette, Haftungsregime 

etc. durch vergleichbare Prinzipien gesichert werden. 

Aus der Ökodesign-VO ergeben sich aktuell zahlreiche Anforderungen, die zu einer hohen Kostenbe-

lastung der Unternehmen führen werden. Einschränkungen für KMU sind durch die delegierten 

Rechtsakte möglich, aber derzeit noch nicht angekündigt. Die Instrumente der delegierten Rechtsakte 

sollten hierfür eingesetzt werden, 

Der Stakeholder-Dialog sollte auf Klärung der zahlreichen unklaren Begriffe, rechtlichen Verpflichtun-

gen und auf die Kohärenz des rechtlichen Rahmens der ESG-Gesetzgebung durch die delegierten 

Rechtsakte abzielen. 
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Anhang Nr. 1 - Akteure Vergleich Ökodesign-VO und Entwurf DIN ISO 18239 

Akteur nach Art. 2 Ökodesign-VO Akteur nach Entwurf DIN_ISO 18239:2025 

Wirtschaftsteilnehmer Wirtschaftsteilnehmer 

Hersteller Wie Gesetz 

Bevollmächtigte Bevollmächtigter Vertreter 

Importeure (Anbieter, Inverkehrbringer) Importeur 

Vertreiber Vertriebshändler 

Händler Vertriebshändler; Einzelhändler 

Fulfilment-Dienstleister Erfüllungsdienstleister (Fulfilment service providers) 

Unabhängige Wirtschaftsteilnehmer Unabhängige Marktteilnehmer  

(werden unter Andere Akture der Wertschöpfungskette gefasst) 

Instandsetzung, Reparatur, Wartung oder Umnutzung eines Produkts  

 (Fachlich kompetente) Reparateure 

 Instandsetzungsbetriebe 

 Herstellern oder Vertreiber von Reparaturausstattung, Werkzeugen bzw. 

Ersatzteilen 

Wiederaufbereitung, Reparatur, Instandhaltung oder Wiederverwendung 

 Reparaturbetriebe 

 Hersteller oder Händler für Reparaturgeräte, Werkzeuge oder Ersatzteile 

 Herausgeber von technischen Informationen 

 Anbieter von Inspektions- und Prüfdienstleistungen und  

 Einrichtungen für die Aus- und Weiterbildung von Errichtern, Herstellern 

und Reparaturbetrieben mit Blick auf Geräte 

 Herausgeber von technischen Informationen 

 Anbieter von Inspektions- und Testdienstleistungen und  

 Anbieter von Schulungen für Installateure, Hersteller und Betriebe für die 

Reparatur von Geräten 

 Wiederaufbereitungsunternehmen 

 Recyclingunternehmen  

 Wiederaufbereiter 

 

Abfallbewirtschafter Abfallunternehmen 

Aufsicht, Behörden  

Marküberwachungsbehörde Wie Gesetz 

Zollbehörde Wie Gesetz 
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Akteur nach Art. 2 Ökodesign-VO Akteur nach Entwurf DIN_ISO 18239:2025 

EU-Kommission  

Sonstige Stakeholder  

Zivilgesellschaftliche Organisationen fehlen 

Gewerkschaften fehlen 

Forscher fehlen 

sonstige maßgebliche Akteure fehlen 

Keine gesonderte Bezeichnung Andere Akteure der Wertschöpfungskette 

Kunden, Endkunde Kunden 

Keine gesonderte Bezeichnung Diensteerbringer 

Unabhängiger Digitalproduktpass-Drittdienstleister Dienstleister für DPP (Haupt- oder Sicherungsanbieter) 

Anbieter von Online-Marktplätzen  

 Parteien, die nicht in der Ökodesign-VO (ESPR) definiert sind 

 z.B. Systemadministratoren 

staatliche Einrichtungen außerhalb der EU 

  



 

Prof. Dr. Beatrix Weber Stand 09.02.2026  3 

Anhang Nr. 2 - DPP - Daten: gesetzliche Verpflichtung und Umsetzung in Prozesse und Governance (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) 

DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

IT/Infrastruktur      

Server Speicherung, Bereithalten 

Sicherungskopie 

Art. 27c, Art. 10 

Abs. 4 
 KPU 

Betrieb, Pflege 

Beschaffung, Verträge 

Schnittstellen Offen, interoperabel   KPU, KPK 

Pflege, Update 

Abstimmung Lieferkette 

Implementierung in 

Verträge 

Software Propritär oder open source Art. 5 Abs. 11 e  Pflege, Update Lizenzen 

Anbindung an 

DPP Register 

Mischung aus zentraler und verteilter 

Administration 

Art. 13 Nr. 5.2  Pflege, Update 

Aktualisierung der Daten 

 

Sicherungs-

struktur 

Vorhalten Sicherungskopie für den 

Insolvenzfall, Liquidation oder 

Geschäftsaufgabe bei externem 

Anbieter  

Art. 27c, Art. 10 

Abs. 4 
 Laufende Aktualisierung Beauftragung, ggf. Auftrags-

verarbeitungsvertrag für 

Auftragnehmer, 

Sicherungskopie 

Daten      

Datennutzung      

Erheben,  

Speichern,  

Ändern,  

Aktualisieren 

DPP Daten Inhalt 

gesetzlich vorgeschriebenen Daten 

einschließlich delegierte Rechtsakte 

 

Art. 2 S. 1 Nr. 42 

Art. 9 Abs. 2 a), 

Anhang III 

 

 

 

Hersteller als 

Bereitsteller 

Anhang A 4) b) 

Anbindung an Produktprozesse 

und Datenmanagement 

Unternehmen; maschinenlesbar 

 

Monitoring von 

Gesetzesänderungen 

Erheben,  

Speichern, 

Ändern, 

Aktualisieren 

DPP Daten derzeit optional 

Weitere Informationsanforderungen 
("ggf.") >> können über delegierte 

Rechtsakte verpflichtend werden 
 Leistungs des Produkts hinsichtlich 

Parameter aus Anh. I (u.a. 

Reparierbarkeitswert, PCF) 

Informationen für Kunden und andere Akteure 

 Installation, Nutzung, Wartung und 

Reparatur des Produkts 

 Installation von Betriebssystemen Dritter 

Art. 7 Abs. 2 b)  automatisiertes Auslesen und 

Aktualsieren 

Monitoring der Prozesse 

intern und Sicherheitskopie 
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

 Sammlung zur Instandsetzung oder 

Wiederaufarbeitung 

 Rückgabe oder Handhabung des Produkts am 

Ende seiner Lebensdauer 

Informationen für Behandlungsanlagen zu 

 Zerlegung, Wiederverwendung, 

Instandsetzung, Recycling oder Entsorgung 

des Produktes am Ende der Lebensdauer 
Sonstige Informationen mit potenziellem Einfluss 

auf 

 Nachhaltige Produktentscheidungen der 

Kunden 

 Handhabung des Produkts durch andere 

Parteien als den Hersteller 

Datenerhebung DPP Daten Bezug  

 Mehrere Produktgruppen (PG) bei 

Ähnlichkeiten 

 Eine PG 

 Produkt 

Davon: 

 Produktmodell 

 Produktcharge 

 Artikel = konkretes Produkt (del. 

Rechtsakt) 

Art. 5 Abs. 4, Abs. 

7 

 

 

 

 

Art. Abs. 1 g), 

ErwGr. 33  

 Prozessdesign und 

Implementierung 

Freigaben 

Korrekturen  

Datenmanagement 

 Zuordnung nach 

Datenpunkten 

 Datenmodell 

 Produktkennung/ 

Identifikator 

Nachweise und 

Dokumentation 

Datenerhebung Erstellen neuer DPP 

 Produktänderung 

 neue Produkte 

Verknüpfung eines neuen DPP  

mit altem DPP für ein Produkt 

Digitale Kopie oder Link zu einer 

Website den Händlern und Anbietern 

von Online-Markplätzen; 

Laufende Daten-akquise; 

Lifecycle-Updates pro Produkt 

Art. 10 Abs. 3   Prozessimplementierung 

Änderungen 

 

„unverzüglich“, spätestens 

innerhalb von fünf 

Arbeitstagen nach 

Aufforderung zur Verfügung 

stellen, wenn Händler und 

Anbieter von Online-

Marktplätzen keinen 

physischen Zugang zum 

Produkt haben 
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

Datenerhebung Daten von Lieferanten  

aus gesamter Lieferkette  

Rückverfolgbarkeit 

Art 9 Abs. 3 lit. c  KPU, KPK 

Aufbau Datenerfassung von 

Lieferanten 

Gesetzliche Verpflichtung in 

Rahmenvertrag umsetzen 

Datenerhebung Änderung Lieferantendaten 

 Neue Lieferanten 

 Andere Komponenten (andere 

Rohstoffe) 

  KPU, KPK Automatische 

Überprüfung der DPP-Daten  

 bei Lieferantenwechsel 

 bei Komponentenwechsel 

 Nachweise für Richtigkeit 

und Aktualität der Daten 

aus Lieferkette 

 Sanktionen bei Nicht- 

oder Falschlieferung 

Fraglich: Durchsetzbarkeit 

Daten und 

Formate 

 Offene Standards 

 Interoperables Format 

Ggf. 

 Maschinenlesbar 

 Strukturiert 

 Durchsuchbar 

Übertragung über  

 Offene interoperables Datenaustauschnetz 

 Ohne Anbieterbindung 

Kein Aufzwingen von proprietären 

Technologien 

Art. 5 Abs. 11 e)  

Art. 10 Abs. 1 S. 1 

lit. d 

Art. 11 S. 1 lit. a 

 

  Datenmanagement 

Bereitstellen Gesetzliche Akteure:  

 Wirtschaftsteilnehmer 

 Unabhängige Wirtschaftsteilnehmer 

 Aufsichtsbehörden 

 Sonstige Stakeholder 

Art. 10 Abs. 3 

Art. 11 S. 1 lit. b 

ErwGr. 32 

Delegierte 

Rechtsakte 

 

Art. 9 Abs. 2  

Nr. 5.2: Zugangsrechte 

Rollen 
Für nicht öffentliche Daten: 

Rollenbasierte Zugangs-

kontrolle; Authentifizierung; 

Autorisierung; Protokollierung 

Zugänge und Änderung von 

Rollen, Rechten und Daten; 

Zugangskontrolle  

6.2: Zugang zu DPP-Daten: 5 

Kategorien 

 Daten für Behörden 

 öffentliche Daten 

Anlage und Aktualisierung der 

Lieferanten und Auftragnehmer 

bei Rechte und Rollen 

Rechte-Rollenkonzept nach 

gesetzlichen Akteuren 

Zuordnung Status nach 

Gruppen zu Datenzugang; 

Entzug der Rechte 
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

 Daten für gesetzlichen 

Akteur 

 Daten für nicht regulierten 

Akteur 

 Daten für Verbraucher  

zu den von ihm 

kontrollierten Daten 

 Unterschiedliche Stufen des Zugangs 

einfach und kostenlos für alle Akteure 

entlang der Wertschöpfungskette 

Art. 7 Abs. 2 lit. a 

Art. 10 Abs. 1 lit. g 

Art. 11 S. 1 lit. a-h 

Art. 11 S. 1 lit.  

Delegierte 

Rechtsakte 

   

Bereitstellen Akteure der Lieferkette 

 Verpflichtung zur Bereitstellung der 

verfügbaren und einschlägigen 

Informationen über die Produkte, die 

sie liefern, bzw. die Dienstleistung, die 

sie erbringen 

Wenn Informationen nicht geliefert 

werden: 

 Verpflichtung, Herstellern Zugang zu den 

einschlägigen Unterlagen oder Einrichtungen 

zu gewähren und 

 Verpflichtung zur Gestattung der Bewertung 

durch die Hersteller der Produkte und 

Dienstleistungen der Lieferanten 

Verpflichtung der Ermöglichung der Überprüfung 

ihrer Informationen durch die notifizierten Stellen 

Art. 2 S. 1 Nr. 10 

Art. 38 S. 1 lit. a-c, 

wenn Festlegung 

in delegiertem 

Rechtsakt 

 

Hersteller als 

Bereitsteller 

Anhang A 4) b)  

 Lieferanten-Management 

Verträge 

Vertragsstrafen 

Bereitstellen Händler, Online-Marktplatz: 

 Recht auf Zugang, Kenntnisnahme 

falls keinen physischen Zugang zum 

Produkt 

 Eindeutige Produktkennung 

Art. 2 S. 1 Nr. 55 

 

Art. 9 Abs. 2 lit. e 

Art. 10 Abs. 3 lit. 

a, b 

Art. 10 Abs. 3b 

Lese- und Schreibzugriff 

für Akteure und Dritte  

6.2. 3) und 4)  

 Plattform-Governance 
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

 Digitale Kopie des Datenträgers 

 Link zu einer Webseite 

Nach Aufforderung: 

 Unverzüglich 

Spätestens innerhalb von 5 Arbeitstagen 

Delegierte 

Rechtsakte 

 

Bereitstellen Kunden: 

Recht auf Zugang, Kenntnisnahme und 

Download der DPP Daten 

Art. 2 S. 1 Nr. 35 

Art. 7 Abs. 1 

Art. 9 Abs. 2 lit. e 

 

Leserechte 

Verbraucher 6.2. 5) 

Rechte- und Rollen-Verwaltung 

für Zugang zu Nutzung und 

Änderung 

Rechte-Rollen-Konzept 

Zugang  Weitere Akteure 

 Recht auf Zugang 

 Recht auf Eingabe, Änderung oder 

Aktualisierung der Informationen 

nur aufgrund gesetzlicher Erlaubnis 

Art. 9 Abs. 2 lit. g 

Art. 11 S. 1 lit. f 

Delegierte 

Rechtsakte 

Lese- und Schreibrechte 

 Akteure mit Rolle im 

delegierten Rechtsakt 6.2 3) 

 Weitere Akteure 6.2. 4) 

Rechte- und Rollen-Verwaltung 

für Zugang zu Nutzung und 

Änderung 

Rechte-Rollen-Konzept 

Bereitstellung 

Informationen  

Informationen 

 klar 

 leicht verständlich 

 auf die besonderen Merkmale der 

PG zugeschnitten 

 auf die vorgesehenen Empfänger 

zugeschnitten 

Art. 7 Abs. 2 b) 

Art. 10 Abs. 1 b)  
 KPU:  

 Bearbeitung Informationen 

nach Granularitätsstufen 

 Laufende Änderungen 

Änderung der 

Gruppenzugehörigkeit mit 

Änderung Rechtsstatus 

Art der 

Bereitstellung 

der 

Informationen 

Wahlrecht Datenträger auf Produkt, 

Verpackung oder beigefügte Unterlagen 

Wahlrecht Informationen 

 Auf Produkt 

 Verpackung 

 Etikett 

 In Bedienungsanleitung oder anderen dem 

Produkt beigefügten Unterlagen 

 Website oder Anwendung (kostenfrei) 

Ausn. Besorgniserregende Stoffe: Auf 

Produkt oder Datenträger auf Produkt 

Art. 10 Abs. 1 b)  

 

 

Art. 7 Abs. 7  

 Technische Analyse der 

Bereitstellungsart (Haltbarkeit 

etc.) 

Dokumentation Erstellung 

und Überprüfung 
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

Sprache  Für Kunden Leicht zu verstehen 

 Festlegung des Mitgliedstaates des 

Inverkehrbringens oder 

Inbetriebnahme 

Art. 7 Abs. 8   KPU wie Betriebsanleitungen  

Übersetzung und Kontrolle der 

Übersetzung 

Dokumentation Erstellung 

und Überprüfung 

Zeitraum  Mindestens voraussichtliche 

Lebensdauer des Produktes 

 Im gesamten Lebenszyklus des 

Produktes 

 

Art. 7 Abs. 2 S. 1 

lit. b lit. i, Art. 11 

S. 1 lit. c, ErwGr. 

37, Einzelheiten in 

delegiertem 

Rechtsakt 

Anhang A Marktlaufzeiten mit DPP 

verknüpfen 

Fristenverfolgung 

Datenlöschung Datenlöschung bei Auslaufen DPP  

Frühestens nach voraussichtliche 

Lebensdauer Produkt; 

wenn Produkt nicht mehr am Markt 

oder wesentliche Produktänderung = 

neue Produkt 

Art. 9 Abs. 2 i) 

Ökodesign-VO 
 Löschprozess Löschkonzeopt 

Datenschutz Einwilligung bei personenbezogenen 

Daten 

  Bereinigung Datensätze um 

personenbezogene Daten 

Consent Management oder 

Anonymisierung 

Datenqualität “Richtig, vollständig und auf dem 

neuesten Stand” 

Aktualität bei Produktänderungen  

ErwGr. 32 

Art. 5 Abs. 12; 

Art. 9 Abs. 1, 2 lit. 

h  

 Aktualisierung bestehende 

Daten 

Maßstab der Datenqualität 

aktualisieren 

Datensicherheit Authentizität, Zuverlässigkeit und 

Integrität der Daten; Hohes Maß an 

Sicherheit; Betrugsvermeidung 

Art. 11 S. 1 lit. g 

Art. 11 S. 1 lit. h 
6.5.2: Sicherheit durch 

Gestaltung und 

Voreinstellung  

 Aktueller Stand der Technik 

Speicherung 

und Abruf 

Beauftragung unabhängiger DPP-

Dienstleister (Drittanbieter) 

 Zugang zu Sicherungskopie des DPP 

 Speicherung des DPP 

Art. 2 S. 1 Nr. 32 

Art. 10 Abs. 4 

Art. 11 S. 1 lit. c 

Delegierte 

Rechtsakte 

Anhang A 6) a)  Beauftragung 

Sonst. Gesetze      
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DPP  Gesetzliche Verpflichtung Ökodesign-VO Entwurf ISO 18239:2025 Prozesse 
Kernprozess im Unternehmen (KPU) 

und im Kreislauf (KPK) 

Governance 

Rechte des 

geistigen 

Eigentums 

 Nur notwendige Daten für DPP 

 Optimierung des Datenzugangs bei 

Schutz der Rechte des geistigen 

Eigentums 

 Je nach Art der Informationen und 

Typologie der Interessensträger: 

differenzierter Zugang 

ErwGr. 33, 74 

 

 

 

 

 

 

 

 

  Rechte des geistigen 

Eigentums  

 

Geschäfts-

geheimnisse 

  Nr. 5.2 Ziff. 16: 

Zugangsratenbegrenzung 

 Bestimmung Relevanz 

Geschäftsgeheimnisse; 

Rechte-Rollen für den 

Zugang und Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen 
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Anhang Nr. 3 – Vergleich CSRD, CSDD und Ökodesign-VO nach Omnibus-1-Initiative, Stand Trilog 09.12.2025 

Ökodesign-VO CSDDD CSRD 

Ziel und Zweck Informationen über Ökodesign-

Anforderungen von Produkten 

Compliance in der Lieferkette hinsichtlich 

Arbeitsschutz udn Umwelt 

Bereitstellung von Informationen über 

Tätigkeiten des Unternehmens hinsichtlich 

Nachhaltigkeit als Basis für 

Investitionsentscheidungen 

Anwendbar für 

Unternehmen 

Keine Größen- oder Umsatzbegrenzung Mehr als 5.000 Beschäftigte 

Mehr als 1,5 Mrd. Euro Jahresumsatz 

 

Durchschnittlich 1.000 Beschäftigte und mehr 

als  

450 Mio. Euro Jahresumsatz  

 

KMU Auf DPP verpflichtet KMU ausgenommen; 

Unterstützung der nicht unter die CSDDD 

fallenden Unternehmen mit Trickle-Down-

Effekt 

„Value chain cap“ (sog. geschützte 

Unternehmen) 

Freiwilliger Standard für börsennotierte KMU 

und andere Unternehmen unter 1000 

Beschäftigten 

Geltung  26.07.2028: Umsetzung durch Mitglied-

staaten                                                                                                                             

26.07.2029: Anwendbar für Unternehmen 

 

Geschäftsjahr 2027: Berichterstattung in 

2028 für neu erfasste Unternehmen       

Vereinfachung für bereits berichtspflichtige 

Unternehmen 

Inhalt der Verpflichtung Datenbereitstellung im DPP Unternehmerische Sorgfaltspflicht (Due 

Diligence) hinsichtlich der negativen Folgen 

ihrer Geschäftstätigkeit für Menschen und 

Umwelt 

Nachhaltigkeitsberichterstattung: 
Berichtspflichten im Umwelt- und Sozialbereich, ESG-

Daten 

Sektorübergreifend verpflichtend 

Sektor-/branchenspezifisch freiwillig 

Eigenes Unternehmen/ 

Tochtergesellschaften 

Ja Ja Ja 

Lieferkette Verpflichtung zur Datenlieferung und 

Verpflichtung zur Einholung der Daten auch 

aus Drittländern; keine Beschränkungen 

Risikobasierter Ansatz in der gesamten 

Lieferkette (Art. 8 und 9 CSDDD-E) 

Abstrakte Risikoanalyse (Scoping exercise) 
Identifikation von potenziellen negativen Auswirkungen 

(u.a. Produkte, Branchen, Länder) nach verfügbaren 

Informationen 

Selbst-Erklärung der Unternehmen der 

Lieferkette hinsichtlich ihrer Größe 

keine Verifizierung durch das 

berichtspflichtige Unternehmen erforderlich, 

nur entgegenstehende Kenntnis oder Größe 

offensichtlich falsch (ErwGr.9); 

Nur notwendige Informationen 
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Ökodesign-VO CSDDD CSRD 

Priorisierung der Risiken nach Schwere und 

Eintrittswahrscheinlichkeit ohne Abfrage der 

Geschäftspartner 

Vertiefte Risikoanalyse (in-depth 

assessment): 
Zusätzliche Informationen von direkten und indirekten 

Geschäftspartnern nur, wenn wahrscheinlich Risiken 

mit hohem Schadenspotenzial drohen 

Bei gleicher Wahrscheinlichkeit oder Wertigkeit: Fokus 

auf direkte Geschäftspartner 

Informationen dürfen nur angefordert werden, wenn 

dies für eine eingehende Bewertung nötig ist und 

nicht auf andere Weise beschaffbar 

keine unnötigen Informationen von Unternehmen, die 

nicht im Geltungsbereich der Richtlinie sind 

Informationsbeschaffung 

Direkt vom Geschäftspartner oder 

Schätzung, wenn keine Information erhältlich 

und Schätzung angemessen 

Verpflichtung 

Datenlieferung 

Value-chain cap der CSRD gilt nicht für DPP 

(ErwGr. 9 Omnibus-1) 

Value-chain cap der CSRD gilt nicht für 

Sorgfaltspflichten der CSDDD (ErwGr. 9 

Omnibus-1): 

 

Trickel-Down-Effect (ErwGr. 22) 

Nur notwendige Informationen 

Value-chain cap 

Unter 1000 Beschäftigten: 

Ablehnungsrecht über Umfang freiwillige 

Standards hinaus; 
Freiwilliges Teilen weiterer Informationen zulässig  

Betrifft nur Informationen, die für den Zweck der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung gesammelt werden 

(ErwGr.9) 

Datenpunkte/ 

Informationsabfrage 

Derzeit noch keine Einschränkung geplant Erhebliche Einschränkung geplant  

IP/ Geschäfts-

geheimnisse 

sollen geschützt bleiben  Recht zum Zurückbehalten, wenn 
Ernsthafter Schaden für die wirtschaftliche Stellung des 

Unternehmens droht 

IP, Know-how, technologische Informationen oder 

Forschungsergebnisse betroffen sind, die als 

Geschäftsgeheim-nisse gelten können 

Klassifizierte Informationen 

Schutz durch anderes Unions- oder nationales Recht 

Schutz der Privatsphäre von Personen oder Sicherheit 

von natürlichen oder juristischen Personen 

Rechtsfolgen Produkt hat keine Marktzulassung Vorübergehende Aussetzung der 

Vertragsbeziehung (Art. 10 und 11) 
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Ökodesign-VO CSDDD CSRD 

Stakeholder Unbestimmte Anzahl und Art Direkt betroffene Stakeholder (Art. 3 und 13).  

Haftung Konkretisierung durch Mitgliedstaaten Keine EU-weite zivilrechtliche Haftung, nur 

noch EU-Leitlinien (Art. 29) 

Nationale Haftungsregeln bis 3% des 

weltweiten Nettoumsatzes 

Konkretisierung durch Mitgliedstaaten 

Überprüfung Laufende Updates bei jeder Produktänderung 

im gesamten Life-Cycle 

Selbstbewertung alle 5 Jahre, es sei denn 

begründeter Anlass, dass Maßnahmen nicht 

mehr angemessen sind oder neue Risiken 

entstanden sind (Art. 15) 

 

Umsetzung Digitales Produktpass-System und dezentrale 

Speicherungsstrukturen 

Zentrale, allgemeine Leitlinien der EU-

Kommission bis Juli 2027 (Art. 19) 

Digitales Portal der EU mit Vorlagen und 

Leitlinien für die Berichterstattungspflichten 

 

 


